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A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei grenzüberschreitender wirtschaft¬ 
licher Betätigung ein erhebliches Hindernis dar. Durch das vorliegende 
Abkommen sollen derartige steuerliche Hindernisse zur Förderung und 
Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tunesischen Republik besser abgebaut werden, 
als es nach dem derzeit geltenden deutsch-tunesischen Doppelbe¬ 
steuerungsabkommen vom 23. Dezember 1975 (BGBl. 1976 II S. 1653, 
1654) möglich ist. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 8. Februar 2018 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen 
nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für das Inkraft¬ 
treten des Abkommens geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Es ist mit Mehreinnahmen von bis zu 5 Millionen Euro zu rechnen. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Abkommen hat keine messbaren Auswirkungen auf den Erfül¬ 
lungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch das Abkommen keine messbaren 
Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch das Abkommen kommt es weder beim Bund noch bei den 
Steuerverwaltungen der Länder zu einer messbaren Änderung des 
Erfüllungsaufwands. 

F. Weitere Kosten 

Unternehmen, insbesondere den kleinen und mittelständischen Unter¬ 
nehmen, entstehen durch das Abkommen keine unmittelbaren direkten 
Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson¬ 
dere das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, LM September 2018 


die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 8. Februar 2018 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 970. Sitzung am 21. September 2018 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 8. Februar 2018 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom 2018 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Tunis am 8. Februar 2018 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver¬ 
mögen wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 Absatz 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwen¬ 
den, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Absatz 3 des Grund¬ 
gesetzes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen be¬ 
troffenen Steuern nach Artikel 106 Absatz 2, 3 und 6 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zusteht. Die Zustimmung des 
Bundesrates ist zudem nach Artikel 108 Absatz 5 des Grundgesetzes erforder¬ 
lich, da Regelungen über Verwaltungsverfahren im Abkommen auch von den 
Ländern zu beachten sind. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Die durch das neue Abkommen vorgesehene Reduzierung der Quellensteuer¬ 
sätze bei Dividenden aus Schachtelbeteiligungen von 15 Prozent auf 5 Prozent, 
bei Zinsen von 10 Prozent auf 2,5 Prozent, soweit Banken Nutzungsberechtigte 
sind, und bei Lizenzgebühren von 15 Prozent auf 10 Prozent, soweit sie für die 
Nutzung von Patenten, Mustern, Warenzeichen gezahlt werden, führt zu einer 
geringeren Anrechnung der tunesischen Steuer auf die deutsche Steuer. Die 
Zuweisung eines Besteuerungsrechts an den Quellenstaat, insbesondere bei 
Sozialversicherungsrenten, die Ausweitung des Kassenstaatsprinzips, insbeson¬ 
dere auf Vergütungen an vom Goethe-Institut und vom DAAD entsandtes 
Personal, die Einführung einer Notifikationsklausel zum Wechsel von der Frei- 
stellungs- zur Anrechnungsmethode zugunsten der Bundesrepublik Deutschland 
sowie einer allgemeinen Umschwenkklausel von der Freistellungs- zur Anrech¬ 
nungsmethode zugunsten der Bundesrepublik Deutschland, führen insgesamt 
zu Steuermehreinnahmen beim Bund, den Ländern und den Gemeinden. Durch 
die Erweiterung des Informationsaustauschs bezüglich Steuern jeder Art sowie 
einer Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern wird eine zutreffendere Besteue¬ 
rung erwartet. 

Unternehmen, insbesondere kleinen und mittelständischen Unternehmen, ent¬ 
stehen durch dieses Gesetz keine unmittelbaren Kosten. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 

Das Vorhaben entspricht einer nachhaltigen Entwicklung, indem steuerliche 
Hindernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik weiter abgebaut 
werden und somit das Steueraufkommen des Gesamtstaats gesichert wird. Eine 
Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Convention 

entre la Republique föderale dAllemagne 
et la Republique Tunisienne 
en vue d’eviter les doubles impositions 
en matiere d’impöts sur le revenu et sur la fortune 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tunesische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen 
durch den Abbau steuerlicher Hindernisse zu fördern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat 
oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 


Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Er¬ 
hebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen 
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräu¬ 
ßerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohn¬ 
summensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für die das Abkom¬ 
men gilt, gehören insbesondere 

a) in der Tunesischen Republik: 

- die Körperschaftsteuer (l’impöt sur les societes), 

- die Steuer vom Einkommen natürlicher Personen (l’impöt 
sur le revenu des personnes physiques), 

- die Abgabe für gewerbliche Betriebe und selbstständige 
Tätigkeiten (la taxe sur les etablissements ä caractere 
industriel, commercial ou professionnel) 

(im Folgenden als „tunesische Steuer“ bezeichnet); 


La Republique föderale d’Allemagne 
et 

la Republique Tunisienne - 

desireuses de promouvoir leurs relations economiques par la 
Suppression des barrieres fiscales - 

sont convenues des dispositions suivantes: 

Article 1 

Personnes visees 

La presente Convention s’applique aux personnes qui sont 
des residents d’un Etat contractant ou des deux Etats contrac- 
tants. 

Article 2 
Impöts vises 

(1) La presente Convention s’applique aux impöts sur le 
revenu et sur la fortune pergus pour le compte d’un Etat contrac¬ 
tant, de l’un de ses Länder ou de l’une de ses subdivisions 
politiques ou de leurs collectivites locales, quel que soit le 
Systeme de perception. 

(2) Sont consideres comme impöts sur le revenu et sur la for¬ 
tune les impöts pergus sur le revenu total, sur la fortune totale 
ou sur des elements du revenu ou de la fortune, y compris les 
impöts sur les gains provenant de l’alienation de biens mobiliers 
ou immobiliers, les impöts sur le montant global des salaires 
payes par les entreprises, ainsi que les impöts sur les plus- 
values. 

(3) Les impöts actuels auxquels s’applique la Convention sont 
notamment: 

a) en ce qui concerne la Republique Tunisienne: 

- l’impöt sur les societes, 

- l’impöt sur le revenu des personnes physiques, 

- la taxe sur les etablissements ä caractere industriel, com¬ 
mercial ou professionnel. 

(ci-apres denommes «impöt tunisien»); 
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b) in der Bundesrepublik Deutschland: 

- die Einkommensteuer, 

- die Körperschaftsteuer, 

- die Gewerbesteuer und 

- die Vermögensteuer 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 
(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des Ab¬ 
kommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle 
erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesent¬ 
lichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Tunesische Republik“ das Hoheits¬ 
gebiet und die Meeresgebiete, über die die Tunesische 
Republik die Staatshoheit ausübt (Festland, Inseln, Binnen- 
und Hoheitsgewässer und der darüber befindliche Luftraum) 
und sonstige Meeresgebiete, soweit die Tunesische Republik 
dort in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht Hoheitsbefug¬ 
nisse ausübt; 

b) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das an 
das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, 
des Meeresuntergrunds und der darüber befindlichen 
Wassersäule, soweit die Bundesrepublik Deutschland dort in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und ihren innerstaat¬ 
lichen Rechtsvorschriften souveräne Rechte und Hoheitsbe¬ 
fugnisse zum Zwecke der Erforschung, Ausbeutung, Erhal¬ 
tung und Bewirtschaftung der lebenden und nicht lebenden 
natürlichen Ressourcen ausübt; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat“, je nach dem Zusammenhang, die Bundes¬ 
republik Deutschland oder die Tunesische Republik; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesell¬ 
schaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen 
oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische 
Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ 
und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, je nachdem, 
ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, 
das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person 
betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför¬ 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem 
Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder 
Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen 
Vertragsstaat betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Tunesische Republik 

alle natürlichen Personen, die die tunesische Staats¬ 
angehörigkeit besitzen, sowie alle juristischen Personen, 
Personengesellschaften und anderen Personenvereini¬ 
gungen, die nach dem in der Tunesischen Republik 
geltenden Recht errichtet worden sind; 


b) en ce qui concerne la Republique föderale dAllemagne: 

- I'impöt sur le revenu (Einkommensteuer), 

- I’impöt sur les societes (Körperschaftsteuer), 

- I’impöt commercial (Gewerbesteuer) et 

- I’impöt sur la fortune (Vermögensteuer) 

y compris les surtaxes pergues sur ces impöts 
(ci-apres denommes «impöt allemand»), 

(4) La Convention s’applique aussi aux impöts de nature iden- 
tique ou analogue qui seraient etablis apres la date de signature 
de la Convention et qui s’ajouteraient aux impöts actuels ou qui 
les remplaceraient. Les autorites competentes des Etats contrac- 
tants se communiquent les modifications significatives appor- 
tees ä leurs legislations fiscales. 

Article 3 

Definitions generales 

(1) Au sens de la presente Convention, ä moins que le 
contexte n’exige une Interpretation differente: 

a) l’expression «Republique Tunisienne» designe le territoire et 
les espaces maritimes sur lesquels la Republique Tunisienne 
exerce sa souverainete (territoire Continental, Ties, eaux inte- 
rieures, mers territoriales et espaces aeriens les surplombant) 
ainsi que les autres espaces maritimes sur lesquels la Repu¬ 
blique Tunisienne exerce sa juridiction conformement au droit 
international; 

b) l’expression «Republique föderale d’Allemagne» designe le 
territoire de la Republique föderale d’Allemagne, ainsi que la 
zone des fonds marins, de leur sous-sol et de la colonne 
d’eau surjacente, adjacente ä la mer territoriale, pour autant 
que la Republique föderale d’Allemagne, conformement au 
droit international et ä sa legislation interne, y exerce des 
droits souverains et sa juridiction aux fins de l’exploration, 
de l’exploitation, de la Conservation et de la gestion des 
ressources naturelles, biologiques et non biologiques; 

c) les expressions «un Etat contractant» et «l’autre Etat contrac- 
tant» designent selon le contexte la Republique föderale 
d’Aliemagne ou la RepubliqueTunisienne; 

d) le terme «personne» designe les personnes physiques, les 
societes et tous autres groupements de personnes; 

e) le terme «societe» designe toute personne morale ou toute 
entite qui est consideree comme une personne morale aux 
fins d’imposition; 

f) les expressions «entreprise d’un Etat contractant» et «entre- 
prise de l’autre Etat contractant» designent respectivement 
une entreprise exploitee par un resident d’un Etat contractant 
et une entreprise exploitee par un resident de l’autre Etat 
contractant; 

g) l'expression «trafic international» designe tout transport 
effectue par un navire ou un aeronef exploite par une entre¬ 
prise dont le siege de direction effective est situe dans un 
Etat contractant, sauf lorsque le navire ou l’aeronef n’est 
exploite qu’entre des points situes dans l'autre Etat contrac¬ 
tant; 

h) le terme «national» designe: 

aa) en ce qui concerne la Republique Tunisienne, toute per¬ 
sonne physique qui possede la nationale tunisienne 
ainsi que toute personne morale, societe de personnes 
ou tout autre groupement de personnes constitues 
conformement ä la legislation en vigueur en Republique 
Tunisienne; 
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bb) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland sowie alle juristischen Perso¬ 
nen, Personengesellschaften und anderen Personen¬ 
vereinigungen, die nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Tunesischen Republik den Finanzminister oder 
seinen gehörig befugten Vertreter; 

bb) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe¬ 
rium der Finanzen oder die Behörde, an die es seine 
Befugnisse delegiert hat. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver¬ 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfor¬ 
dert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeu¬ 
tung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses 
Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, 
wobei die Bedeutung dieses Ausdrucks nach dem in diesem 
Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeu¬ 
tung hat, die er nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder 
eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und um¬ 
fasst auch diesen Staat, seine Länder und ihre Gebietskörper¬ 
schaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in 
diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat 
oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig 
ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver¬ 
tragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staa¬ 
ten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens¬ 
interessen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhn¬ 
lichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staa¬ 
ten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehörige sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehörige beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver¬ 
tragsstaaten die Frage durch Verständigung. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat an¬ 
sässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. 

(4) Eine Personengesellschaft gilt als in dem Vertragsstaat an¬ 
sässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. 


bb) en ce qui concerne la Republique föderale dAllemagne, 
tout Allemand au sens de la Loi fondamentale pour 
la Republique föderale d’Allemagne ainsi que toute 
personne morale, societe de personnes ou tout autre 
groupement de personnes constitues conformement ä 
la legislation en vigueur en Republique föderale d’Alle¬ 
magne; 

i) l’expression «autorite competente» designe: 

aa) en ce qui concerne la Republique Tunisienne, le Ministre 
des Finances ou son representant düment autorise, 

bb) en ce qui concerne la Republique föderale d’Allemagne, 
le Ministern federal des Finances ou l’autorite ä laquelle 
il a delegue ses pouvoirs. 

(2) Pour l’application de la Convention ä un moment donne 
par un Etat contractant, tout terme ou expression qui n’y est pas 
defini a, sauf si le contexte exige une Interpretation differente, le 
sens que lui attribue, ä ce moment, le droit de cet Etat concer- 
nant les impöts auxquels s’applique la Convention, le sens 
attribue ä ce terme ou expression par le droit fiscal de cet Etat 
prevalant sur le sens que lui attribuent les autres branches du 
droit de cet Etat. 


Article 4 
Resident 

(1) Au sens de la presente Convention, l’expression «resident 
d’un Etat contractant» designe toute personne qui, en vertu de 
la legislation de cet Etat, est assujettie ä l’impöt dans cet Etat, 
en raison de son domicile, de sa residence, de son siege de 
direction ou de tout autre critere de nature analogue et s’applique 
aussi ä cet Etat, ä ses Länder ou ses subdivisions politiques et 
ä leurs collectivites locales. Toutefois, cette expression ne com- 
prend pas les personnes qui ne sont assujetties ä l’impöt dans 
cet Etat que pour les revenus de sources situees dans cet Etat 
ou pour la fortune qui y est situee. 

(2) Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1, une per¬ 
sonne physique est un resident des deux Etats contractants, sa 
Situation est reglee de la maniere suivante: 

a) cette personne est consideree comme un resident du seul 
Etat oü eile dispose d'un foyer d’habitation permanent; si eile 
dispose d’un foyer d’habitation permanent dans les deux 
Etats, eile est consideree comme un resident du seul Etat 
avec lequel ses liens personnels et economiques sont les 
plus etroits (centre des interets vitaux); 

b) si l’Etat oü cette personne a le centre de ses interets vitaux 
ne peut pas etre determine ou si eile ne dispose d’un foyer 
d’habitation permanent dans aucun des Etats, eile est consi- 
deree comme un resident du seul Etat oü eile sejourne de 
fagon habituelle; 

c) si cette personne sejourne de fagon habituelle dans les deux 
Etats ou si eile ne sejourne de fagon habituelle dans aucun 
d’eux, eile est consideree comme un resident du seul Etat 
dont eile possede la nationalite; 

d) si cette personne possede la nationalite des deux Etats ou si 
eile ne possede la nationalite d’aucun d’eux, les autoritös 
competentes des Etats contractants tranchent la question 
d’un commun accord. 

(3) Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1, une per¬ 
sonne autre qu’une personne physique est un resident des deux 
Etats contractants, eile est consideree comme un resident de 
I’Etat oü son siege de direction effective est situe. 

(4) Une societe de personnes est consideree comme un 
resident de l’Etat contractant oü son siege de direction effective 
est situe. 
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Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung natürlicher Ressour¬ 
cen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer sechs Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig¬ 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs¬ 
tätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buch¬ 
staben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, voraus¬ 
gesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der 
festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine 
Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver¬ 
treters im Sinne des Absatzes 7 - für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht 
dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der 
Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für 
alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten 
eine Betriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken 
sich auf die im Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie 
durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrich¬ 
tung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebsstätte 
machten. 


(6) Ein Versicherungsunternehmen eines Vertragsstaats wird 
so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in dem anderen 
Vertragsstaat, wenn es in diesem anderen Staat durch einen 
Angestellten oder einen Vertreter - mit Ausnahme der in Absatz 7 
erwähnten Personen - Prämien einzieht oder dort gelegene 
Risiken versichert. 


Article 5 

Etablissement stable 

(1) Au sens de la presente Convention, l’expression «etablis- 
sement stable» designe une installation fixe d’affaires par l'inter- 
mediaire de laquelle une entreprise exerce tout ou partie de son 
activite. 

(2) L’expression «etablissement stable» comprend notam- 
ment: 

a) un siege de direction; 

b) une succursale; 

c) un bureau; 

d) une usine; 

e) un atelier et 

f) une mine, un puits de petrole ou de gaz, une carriere ou tout 
autre lieu d’extraction de ressources naturelles. 

(3) Un chantier de construction ou de montage ne constitue 
un etablissement stable que si sa duree depasse six mois. 

(4) Nonobstant les dispositions precedentes du present 
article, on considere qu’il n’y a pas «etablissement stable» si: 

a) il est fait usage d’installations aux seules fins de stockage, 
d’exposition ou de livraison de marchandises appartenant ä 
l’entreprise; 

b) des marchandises appartenant ä l’entreprise sont entre- 
posees aux seules fins de stockage, d’exposition ou de 
livraison; 

c) des marchandises appartenant ä l’entreprise sont entre- 
posees aux seules fins de transformation par une autre 
entreprise; 

d) une installation fixe d’affaires est utilisee aux seules fins 
d’acheter des marchandises ou de reunir des informations, 
pour l’entreprise; 

e) une installation fixe d’affaires est utilisee aux seules fins 
d’exercer, pour l’entreprise, toute autre activite de caractere 
preparatoire ou auxiliaire; 

f) une installation fixe d’affaires est utilisee aux seules fins de 
l’exercice cumule d’activites mentionnees aux alineas a) ä e), 
ä condition que l’activite d’ensemble de l’installation fixe d’af¬ 
faires resultant de ce cumul garde un caractere preparatoire 
ou auxiliaire. 

(5) Nonobstant les dispositions des paragraphes 1 et 2, 
lorsqu’une personne - autre qu’un agent jouissant d’un Statut 
independant auquel s’applique le paragraphe 7 - agit pour le 
compte d’une entreprise et dispose dans un Etat contractant 
de pouvoirs qu’elle y exerce habituellement lui permettant de 
conclure des contrats au nom de l’entreprise, cette entreprise est 
consideree comme ayant un etablissement stable dans cet Etat 
pour toutes les activites que cette personne exerce pour l’entre¬ 
prise, ä moins que les activites de cette personne ne soient 
limitees ä celles qui sont mentionnees au paragraphe 4 et qui, si 
elles etaient exercees par l’intermediaire d’une installation fixe 
d'affaires, ne permettraient pas de considerer cette installation 
comme un etablissement stable selon les dispositions de ce 
paragraphe. 

(6) Une entreprise d’assurance d’un Etat contractant est 
consideree comme ayant un etablissement stable dans l’autre 
Etat contractant si eile perpoit des primes sur le territoire de cet 
Etat ou assure des risques qui y sont encourus par l’intermediaire 
d’un employe ou par l’intermediaire d’un representant qui n’entre 
pas dans la categorie des personnes visees par le paragraphe 7 
ci-apres. 
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(7) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesell¬ 
schaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaf¬ 
ten zur Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per¬ 
son aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte 
aus Land und Forstwirtschaft) bezieht, das im anderen Vertrags¬ 
staat liegt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeu¬ 
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote 
Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für 
die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen natürlichen Ressourcen; Seeschiffe und Luftfahrzeuge 
gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe¬ 
weglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung eines freien Be¬ 
rufs dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das Unter¬ 
nehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur 
insoweit, als sie dieser Betriebsstätte zugerechnet werden 
können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte 
aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertrags¬ 
staat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hät¬ 
te erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit 
unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbstständiges 
Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unterneh¬ 
men, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen 
wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte wer¬ 
den die für diese Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal¬ 
tungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem 
Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo entstanden 
sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 


(7) Une entreprise n’est pas consideree comme ayant un eta- 
blissement stable dans un Etat contractant du seul fait qu’elle y 
exerce son activite par l’entremise d’un courtier, d’un commis- 
sionnaire general ou de tout autre agent jouissant d’un Statut 
independant, ä condition que ces personnes agissent dans le 
cadre ordinaire de leur activite. 

(8) Le fait qu'une societe qui est un resident d’un Etat contrac¬ 
tant contröle ou est contrölee par une societe qui est un resident 
de l’autre Etat contractant ou qui y exerce son activite (que ce 
soit par l’intermediaire d’un etablissement stable ou non) ne suffit 
pas, en lui-meme, ä faire de l’une quelconque de ces societes 
un etablissement stable de l’autre. 

Article 6 

Revenus immobiliers 

(1) Les revenus qu’un resident d’un Etat contractant tire de 
biens immobiliers (y compris les revenus des exploitations agri- 
coles ou forestieres) situes dans l’autre Etat contractant sont 
imposables dans cet autre Etat. 

(2) L’expression «biens immobiliers» a le sens que lui attribue 
le droit de I’Etat contractant oü les biens consideres sont situes. 
L’expression comprend en tous cas les accessoires, le cheptel 
mort ou vif des exploitations agricoles et forestieres, les droits 
auxquels s’appliquent les dispositions du droit prive concernant 
la propriete fonciere, l’usufruit des biens immobiliers et les droits 
ä des paiements variables ou fixes pour l'exploitation ou la 
concession de l’exploitation de gisements mineraux, sources et 
autres ressources naturelles; les navires et aeronefs ne sont pas 
consideres comme des biens immobiliers. 

(3) Les dispositions du paragraphe 1 s’appliquent aux revenus 
provenant de l’exploitation directe, de la location ou de l’affer- 
mage ainsi que de toute autre forme d’exploitation des biens 
immobiliers. 

(4) Les dispositions des paragraphes 1 et 3 s’appliquent 
egalement aux revenus provenant des biens immobiliers d’une 
entreprise ainsi qu’aux revenus des biens immobiliers servant ä 
l’exercice d’une profession independante. 

Article 7 

Benefices des entreprises 

(1) Les benefices d’une entreprise d’un Etat contractant ne 
sont imposables que dans cet Etat, ä moins que l’entreprise 
n'exerce son activite dans l’autre Etat contractant par l’interme- 
diaire d’un etablissement stable qui y est situe. Si l’entreprise 
exerce son activite d’une teile fagon, les benefices de l’entreprise 
sont imposables dans l’autre Etat, mais uniquement dans la 
mesure oü ils sont imputables ä cet etablissement stable. 

(2) Sous reserve des dispositions du paragraphe 3, lorsqu’une 
entreprise d’un Etat contractant exerce son activite dans l’autre 
Etat contractant par l’intermediaire d’un etablissement stable 
qui y est situe, il est impute, dans chaque Etat contractant, ä cet 
etablissement stable les benefices qu’il aurait pu realiser s’il avait 
constitue une entreprise distincte exergant des activites iden- 
tiques ou analogues dans des conditions identiques ou ana- 
logues et traitant en toute independance avec l’entreprise dont 
il constitue un etablissement stable. 

(3) Pour determiner les benefices d’un etablissement stable, 
sont admises en deduction les depenses exposees aux fins 
poursuivies par cet etablissement stable, y compris les depenses 
de direction et les frais generaux d’administration ainsi exposes, 
soit dans I’Etat oü est situe cet etablissement stable, soit ailleurs. 

(4) S’il est d'usage, dans un Etat contractant, de determiner 
les benefices imputables ä un etablissement stable sur la base 
d’une repartition des benefices totaux de l’entreprise entre ses 
diverses parties, aucune disposition du paragraphe 2 n’empeche 
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die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, 
dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels überein¬ 
stimmt. 

(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zuge¬ 
rechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses 
Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass aus¬ 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Dieser Artikel gilt auch für die Einkünfte aus der Beteiligung 
an einer Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Vergü¬ 
tungen, die ein Gesellschafter einer Personengesellschaft von 
dieser Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, 
für die Gewährung von Darlehen oder für die Überlassung 
von Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach 
dem Steuerrecht des Vertragsstaats, in dem die Betriebsstätte 
gelegen ist, den Einkünften des Gesellschafters aus dieser 
Betriebsstätte zugerechnet werden. 

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr¬ 
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Vertrags¬ 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Für Zwecke dieses Artikels beinhaltet der Ausdruck „Ge¬ 
winne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr“ auch die Gewinne aus 

a) der gelegentlichen Vermietung von leeren Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen und 

b) der Nutzung oder Vermietung von Containern (einschließlich 
Trailern und zugehöriger Ausstattung, die dem Transport der 
Container dienen), 

wenn diese Tätigkeiten zum Betrieb von Seeschiffen oder Luft¬ 
fahrzeugen im internationalen Verkehr gehören. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der Seeschifffahrt an Bord eines Schiffes, 
so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimat¬ 
hafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden 
ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, die das 
Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer internationa¬ 
len Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Ge¬ 
schäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unter¬ 
nehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des 
anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmän¬ 
nischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder auf¬ 
erlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 


cet Etat contractant de determiner les benefices imposables 
selon la repartition en usage; la methode de repartition adoptee 
doit cependant etre teile que le resultat obtenu soit conforme aux 
principes contenus dans le present article. 

(5) Aucun benefice n’est impute ä un etablissement stable du 
fait qu’il a simplement achete des marchandises pour l’entre- 
prise. 

(6) Aux fins des paragraphes precedents, les benefices ä 
imputer ä l’etablissement stable sont determines chaque annee 
selon la meme methode, ä moins qu’il n'existe des motifs vala- 
bles et suffisants de proceder autrement. 

(7) Les dispositions du present article s’appliquent egalement 
aux revenus provenant d’une participation dans une societe de 
personnes. Elles s’etendent aussi aux remunerations qu’un 
associe d’une societe de personnes touche de celle-ci pour son 
activite au Service de la societe, pour l’octroi de prets ou pour la 
mise ä disposition de biens economiques lorsque, selon la legis- 
lation fiscale de I’Etat contractant oü est situe l’etablissement 
stable, ces remunerations sont incluses dans les revenus que 
l’associe tire dudit etablissement stable. 

(8) Lorsque les benefices comprennent des elements de 
revenu traites separement dans d’autres articles de la presente 
Convention, les dispositions de ces articles ne sont pas affectees 
par les dispositions du present article. 

Article 8 

Navigation maritime et aerienne 

(1) Les benefices provenant de l’exploitation, en trafic inter¬ 
national, de navires ou d’aeronefs ne sont imposables que dans 
I’Etat contractant oü le siege de direction effective de l’entreprise 
est situe. 

(2) Au sens du present article, l’expression «benefices prove¬ 
nant de l’exploitation, en trafic international, de navires ou d’ae¬ 
ronefs» comprend egalement les benefices provenant: 

a) de la location coque nue occasionnelle de navires ou d’ae¬ 
ronefs et 

b) de l’usage ou de la location de conteneurs (y compris les 
trailers et equipements servant au transport des conteneurs), 

lorsque ces activites relevent de l'exploitation de navires ou d’ae¬ 
ronefs en trafic international. 

(3) Si le siege de direction effective d’une entreprise de navi- 
gation maritime est ä bord d’un navire, ce siege est considere 
comme situe dans l’Etat contractant oü se trouve le port d’at- 
tache de ce navire ou, ä defaut de port d’attache, dans l’Etat 
contractant dont l’exploitant du navire est un resident. 

(4) Les dispositions du paragraphe 1 s’appliquent aussi aux 
benefices provenant de la participation ä un pool, une exploita- 
tion en commun ou un organisme international d’exploitation. 

Article 9 

Entreprises associees 

(1) Lorsque: 

a) une entreprise d’un Etat contractant participe directement ou 
indirectement ä la direction, au contröle ou au Capital d’une 
entreprise de l’autre Etat contractant ou que; 

b) les memes personnes participent directement ou indirecte¬ 
ment ä la direction, au contröle ou au Capital d’une entreprise 
d’un Etat contractant et d’une entreprise de l’autre Etat 
contractant 

et que, dans l’un et l’autre cas, les deux entreprises sont, dans 
leurs relations commerciales ou financieres, liees par des condi- 
tions convenues ou imposees qui different de celles qui seraient 
convenues entre des entreprises independantes, les benefices 
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dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Be¬ 
dingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht 
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unter¬ 
nehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und entspre¬ 
chend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Ver¬ 
tragsstaats in diesem anderen Staat besteuert worden ist, und 
handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn 
die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingun¬ 
gen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen 
miteinander vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat 
eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen 
erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen 
Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforder¬ 
lichenfalls werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
einander konsultieren. 

Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Ge¬ 
sellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags¬ 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden im 
anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht übersteigen: 

a) 5 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nut¬ 
zungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personen¬ 
gesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 10 Prozent 
des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft ver¬ 
fügt; 

b) 15 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen 
Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft 
in Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss¬ 
scheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder sonstige Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell¬ 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleich¬ 
gestellt sind, sowie Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem 
Investmentvermögen. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte der Dividen¬ 
den im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlen¬ 
de Gesellschaft ansässig ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbstständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Be¬ 
teiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten 
Dividenden besteuern, - es sei denn, dass diese Dividenden an 
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder 
dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tat¬ 
sächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebsstätte oder 
festen Einrichtung gehört - noch Gewinne der Gesellschaft einer 
Steuer auf nicht ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst 
wenn die gezahlten Dividenden oder die nicht ausgeschütteten 
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten 
Gewinnen oder Einkünften bestehen. 


qui, sans ces conditions, auraient ete realises par l’une des 
entreprises mais n’ont pu l’etre en fait ä cause de ces conditions 
peuvent etre inclus dans les benefices de cette entreprise et 
imposes en consequence. 

(2) Lorsqu’un Etat contractant inclut dans les benefices d’une 
entreprise de cet Etat - et impose en consequence - des bene¬ 
fices sur lesquels une entreprise de l’autre Etat contractant a ete 
imposee dans cet autre Etat et que les benefices ainsi inclus sont 
des benefices qui auraient ete realises par l’entreprise du premier 
Etat si les conditions convenues entre les deux entreprises 
avaient ete celles qui auraient ete convenues entre des entre¬ 
prises independantes, l’autre Etat procede ä un ajustement 
approprie du montant de l’impöt qui y a ete pergu sur ces bene¬ 
fices. Pour determiner cet ajustement, il est tenu compte des 
autres dispositions de la presente Convention et, si c’est neces- 
saire, les autorites competentes des Etats contractants se 
consultent. 


Article 10 
Dividendes 

(1) Les dividendes payes par une societe qui est un resident 
d’un Etat contractant ä un resident de l’autre Etat contractant 
sont imposables dans cet autre Etat. 

(2) Toutefois, ces dividendes sont aussi imposables dans 
l’Etat contractant dont la societe qui paie les dividendes est un 
resident et selon la legislation de cet Etat, mais si le beneficiaire 
effectif des dividendes est un resident de l’autre Etat contractant, 
l’impöt ainsi etabli ne peut exceder: 

a) 5 pour cent du montant brut des dividendes si le beneficiaire 
effectif est une societe (autre qu’une societe de personnes) 
qui detient directement au moins 10 pour cent du Capital de 
la societe qui paie les dividendes; 

b) 15 pour cent du montant brut des dividendes, dans tous les 
autres cas. 

Le present paragraphe n’affecte pas l’imposition de la societe au 
titre des benefices qui servent au paiement des dividendes. 

(3) Le terme «dividendes» employe dans le present article 
designe les revenus provenant d’actions, actions ou bons de 
jouissance, parts de mine, parts de fondateur et les autres reve¬ 
nus soumis au meme regime fiscal que les revenus d’actions par 
la legislation de l’Etat dont la societe distributrice est un resident, 
ainsi que les distributions afferentes ä des parts dans un fonds 
d’investissement. 

(4) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne s’appliquent 
pas lorsque le beneficiaire effectif des dividendes, resident d’un 
Etat contractant, exerce dans l’autre Etat contractant dont la 
societe qui paie les dividendes est un resident soit une activite 
d’entreprise par l’intermediaire d’un etablissement stable qui y 
est situe, soit une profession independante au moyen d’une base 
fixe qui y est situee et que la participation generatrice des divi¬ 
dendes s’y rattache effectivement. Dans ce cas, les dispositions 
de l’article 7 ou de l’article 14, suivant le cas, sont applicables. 

(5) Lorsqu’une societe qui est un resident d’un Etat contrac¬ 
tant tire des benefices ou des revenus de l’autre Etat contractant, 
cet autre Etat ne peut percevoir aucun impöt sur les dividendes 
payes par la societe, sauf dans la mesure oü ces dividendes sont 
payes ä un resident de cet autre Etat ou dans la mesure oü la 
participation generatrice des dividendes se rattache effective¬ 
ment ä un etablissement stable ou ä une base fixe situe dans cet 
autre Etat, ni prelever aucun impöt, au titre de l’imposition des 
benefices non distribues, sur les benefices non distribues de la 
societe, meme si les dividendes payes ou les benefices non dis¬ 
tribues consistent en tout ou en partie en benefices ou revenus 
provenant de cet autre Etat. 
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Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an 
eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Zinsen im anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht übersteigen: 

a) 2,5 Prozent des Bruttobetrags der Zinsen, wenn der Nut¬ 
zungsberechtigte eine Bank ist; 

b) 10 Prozent des Bruttobetrags der Zinsen in allen anderen 
Fällen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 

a) Zinsen, die aus der Tunesischen Republik stammen und für 
ein durch Gewährleistungen der Bundesrepublik Deutschland 
für Ausfuhren oder Direktinvestitionen im Ausland gedeck¬ 
tes Darlehen oder an die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, die Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau oder die DEG - Deutsche Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft mbH gezahlt werden, sind von der 
tunesischen Steuer befreit; 

b) Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen 
und an die Regierung der Tunesischen Republik, an die 
Banque Centrale de Tunisie (BCT), an die Banque Nationale 
Agricole (BNA), an die Societe Tunisienne de Banque (STB), 
an die Banque de l'Habitat (BH), an die Banque Tunisienne 
de Solidarite (BTS) und an die Banque de financement 
des petites et des moyennes entreprises (BFPME) gezahlt 
werden, sind von der deutschen Steuer befreit. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ be¬ 
deutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder 
und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zah¬ 
lung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine Geschäfts¬ 
tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine 
selbstständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tat¬ 
sächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. 
In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzu¬ 
wenden. 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, 
wenn der Schuldner eine in diesem Staat ansässige Person ist. 
Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Ver¬ 
tragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist 
die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der 
Betriebsstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden 
und trägt die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, 
so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs¬ 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, ge¬ 
messen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, den 
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Be¬ 
trag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag 
nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berück¬ 
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens be¬ 
steuert werden. 


Article 11 
Interets 

(1) Les interets provenant d’un Etat contractant et payes ä un 
resident de l’autre Etat contractant sont imposables dans cet 
autre Etat. 

(2) Toutefois, ces interets sont aussi imposables dans l’Etat 
contractant d’oü ils proviennent et selon la legislation de cet Etat, 
mais si le beneficiaire effectif des interets est un resident de 
l’autre Etat contractant, l’impöt ainsi etabli ne peut exceder: 

a) 2,5 pour cent du montant brut des interets lorsque le benefi¬ 
ciaire est un etablissement bancaire; 

b) 10 pour cent du montant brut des interets dans tous les 
autres cas. 

(3) Nonobstant les dispositions du paragraphe 2, il y a Neu 
d’appliquer les dispositions suivantes: 

a) les interets provenant de la Republique Tunisienne et payes 
au titre d’un pret beneficiant d'une garantie de la Republique 
föderale d’Allemagne pour les exportations ou les investisse- 
ments directs ä l’etranger ou bien payes au Gouvernement 
de la Republique föderale d’Allemagne, ä la Deutsche 
Bundesbank, ä la Kreditanstalt für Wiederaufbau ou ä la 
DEG - Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft 
mbH sont exoneres de l’impöt tunisien; 

b) les interets provenant de la Republique föderale d’Allemagne 
et payes au Gouvernement de la Republique Tunisienne, ä la 
Banque Centrale de Tunisie (BCT), ä la Banque Nationale 
Agricole (BNA), ä la Societe Tunisienne de Banque (STB), ä 
la Banque de l'Habitat (BH) , ä la Banque Tunisienne de 
Solidarite (BTS), la Banque de financement des petites et des 
moyennes entreprises (BFPME) sont exoneres de l’impöt 
allemand. 

(4) Le terme «interets» employe dans le present article designe 
les revenus des creances de toute nature, assorties ou non de 
garanties hypothecaires, et notamment les revenus des fonds 
publics et des obligations d’emprunts, y compris les primes et 
lots attaches ä ces titres. Les penalisations pour paiement tardif 
ne sont pas considerees comme des interets au sens du present 
article. 

(5) Les dispositions des paragraphes 1 ä 3 ne s’appliquent 
pas lorsque le beneficiaire effectif des interets, resident d’un Etat 
contractant, exerce dans l’autre Etat contractant d’oü provien¬ 
nent les interets soit une activite d’entreprise par l’intermediaire 
d’un etablissement stable qui y est situe, soit une profession 
independante au moyen d’une base fixe qui y est situee et que 
la creance generatrice des interets s’y rattache effectivement. 
Dans ce cas, les dispositions de l’article 7 ou de l’article 14, 
suivant le cas, sont applicables. 

(6) Les interets sont consideres comme provenant d’un Etat 
contractant lorsque le debiteur est un resident de cet Etat. Tou¬ 
tefois, lorsque le debiteur des interets, qu’il soit ou non un resi¬ 
dent d’un Etat contractant, a dans un Etat contractant un eta- 
blissement stable, ou une base fixe, pour lequel la dette donnant 
Neu au paiement des interets a ete contractee et qui Supporte la 
Charge de ces interets, ceux-ci sont consideres comme prove¬ 
nant de l’Etat oü l’etablissement stable, ou la base fixe, est situe. 


(7) Lorsque, en raison de relations speciales existant entre le 
debiteur et le beneficiaire effectif ou que Tun et l’autre entretien- 
nent avec de tierces personnes, le montant des interets, compte 
tenu de la creance pour laquelle ils sont payes, excede celui dont 
seraient convenus le debiteur et le beneficiaire effectif en l’ab- 
sence de pareilles relations, les dispositions du present article 
ne s’appliquent qu’ä ce dernier montant. Dans ce cas, la partie 
excedentaire des paiements reste imposable selon la legislation 
de chaque Etat contractant et compte tenu des autres disposi¬ 
tions de la presente Convention. 
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Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver¬ 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staa¬ 
tes besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungs¬ 
berechtigte der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, 10 Prozent des Bruttobetrags der Lizenzgebühren 
nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz¬ 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benut¬ 
zung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme oder Filme oder Ton¬ 
bändern für Radio- oder Fernsehfunk, von Patenten, Waren¬ 
zeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder 
Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüs¬ 
tung mit Ausnahme von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr oder für die Mitteilung gewerblicher, kauf¬ 
männischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen oder für tech¬ 
nische oder wirtschaftliche Studien oder für technische Hilfe 
gezahlt werden. Der Ausdruck „Lizenzgebühren“ beinhaltet 
auch Vergütungen jeder Art für die Benutzung oder das Recht 
auf Benutzung von Namen, Bildern oder sonstigen vergleich¬ 
baren Persönlichkeitsrechten sowie Entgelte für die Aufzeichnung 
der Veranstaltungen von Künstlern und Sportlern durch Rund¬ 
funk- oder Fernsehanstalten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine Ge¬ 
schäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine 
selbstständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenz¬ 
gebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 be¬ 
ziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner eine in diesem Staat ansässige 
Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne 
Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenz¬ 
gebühren für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen Einrich¬ 
tung eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder 
die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenz¬ 
gebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebs¬ 
stätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs¬ 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz¬ 
gebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über¬ 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des 
Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, können im 
anderen Staat besteuert werden. 


Article 12 
Redevances 

(1) Les redevances provenant d’un Etat contractant et payees 
ä un resident de l’autre Etat contractant sont imposables dans 
cet autre Etat. 

(2) Toutefois, ces redevances sont aussi imposables dans 
I’Etat contractant d’oü eiles proviennent et selon la legislation de 
cet Etat, mais si le beneficiaire effectif des redevances est un 
resident de l’autre Etat contractant, l’impöt ainsi etabli ne peut 
exceder 10 pour Cent du montant brut des redevances. 

(3) Le terme «redevances» employe dans le present article 
designe les remunerations de toute nature payees pour l’usage 
ou la concession de l’usage d’un droit d’auteur sur une ceuvre 
litteraire, artistique ou scientifique, y compris les films cinemato- 
graphiques ou les films ou bandes utilises pour les emissions 
radiophoniques ou televisees, d’un brevet, d’une marque de 
fabrique ou de commerce, d’un dessin ou d’un modele, d’un 
plan, d’une formule ou d’un procede secrets ou pour l’usage ou 
la concession de l’usage d’un equipement industriel, commercial 
ou scientifique, ä l’exception des navires ou aeronefs exploites 
en trafic international, ou pour des informations ayant trait ä une 
experience acquise dans le domaine industriel, commercial ou 
scientifique, ou pour des etudes techniques ou economiques ou 
pour une assistance technique. Le terme «redevances» couvre 
egalement les remunerations de toute nature payees pour 
l’usage ou la concession de l’usage du nom, de l’image ou d’au- 
tres droits de la personnalite similaires ainsi que celles payees 
pour l’enregistrement des prestations d’artistes du spectacle et 
de sportifs par les chaines de radio et de television. 

(4) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne s’appliquent 
pas lorsque le beneficiaire effectif des redevances, resident d’un 
Etat contractant, exerce dans l’autre Etat contractant d’oü pro¬ 
viennent les redevances soit une activite d’entreprise par l’inter- 
mediaire d'un etablissement stable qui y est situe, soit une pro- 
fession independante au moyen d’une base fixe qui y est situee 
et que le droit ou le bien generateur des redevances s’y rattache 
effectivement. Dans ce cas, les dispositions de l’article 7 ou de 
l’article 14, suivant le cas, sont applicables. 

(5) Les redevances sont considerees comme provenant d’un 
Etat contractant lorsque le debiteur est un resident de cet Etat. 
Toutefois, lorsque le debiteur des redevances, qu’il soit ou non 
un resident d’un Etat contractant, a dans un Etat contractant un 
etablissement stable, ou une base fixe, pour lequel l’obligation 
de payer des redevances a ete contractee et qui Supporte la 
Charge de ces redevances, celles-ci sont considerees comme 
provenant de I’Etat oü l’etablissement stable, ou la base fixe, est 
situe. 


(6) Lorsque, en raison de relations speciales existant entre le 
debiteur et le beneficiaire effectif ou que l’un et l’autre entretien- 
nent avec de tierces personnes, le montant des redevances, 
compte tenu de la prestation pour laquelle eiles sont payees, ex- 
cede celui dont seraient convenus le debiteur et le beneficiaire 
effectif en l’absence de pareilles relations, les dispositions du 
present article ne s’appliquent qu’ä ce dernier montant. Dans ce 
cas, la partie excedentaire des paiements reste imposable selon 
la legislation de chaque Etat contractant et compte tenu des 
autres dispositions de la presente Convention. 

Article 13 
Gains en Capital 

(1) Les gains qu’un resident d’un Etat contractant tire de l’alie- 
nation de biens immobiliers vises ä l’article 6 et situes dans 
l’autre Etat contractant sont imposables dans cet autre Etat. 
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(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen - direkt oder 
indirekt - überwiegend aus unbeweglichem Vermögen in einem 
Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unterneh¬ 
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das 
zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertrags¬ 
staat ansässigen Person für die Ausübung einer selbstständigen 
Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließ¬ 
lich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder 
einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, können im 
anderen Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luft¬ 
fahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, 
oder von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schif¬ 
fe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragsstaat be¬ 
steuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts¬ 
leitung des Unternehmens befindet. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 4 
nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat be¬ 
steuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

Selbstständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbstständiger 
Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können nur in diesem Staat be¬ 
steuert werden. Diese Einkünfte können jedoch in dem anderen 
Vertragsstaat besteuert werden, wenn 

a) die Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen 
Vertragsstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung verfügt; 
in diesem Fall kann lediglich der Teil der Einkünfte, der dieser 
festen Einrichtung zuzurechnen ist, in dem anderen Vertrags¬ 
staat besteuert werden, oder 

b) die Person sich zur Ausübung dieser Tätigkeit in dem anderen 
Vertragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage während des 
Steuerjahrs aufhält; in diesem Fall kann lediglich der Teil der 
Einkünfte, der dieser Tätigkeit zuzurechnen ist, in dem ande¬ 
ren Vertragsstaat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbstständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst¬ 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbstständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, 
Architekten, Zahnärzte und der Angehörigen der wirtschafts¬ 
beratenden Berufe. 

Artikel 15 

Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne 
und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat an¬ 
sässige Person aus unselbstständiger Arbeit bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen Ver¬ 
tragsstaat ausgeübte unselbstständige Arbeit bezieht, nur im 
erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger 
als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten, 
der während des betreffenden Steuerjahrs beginnt oder 
endet, aufhält und 


(2) Les gains provenant de l’alienation d’actions, parts ou 
autres droits dans une societe dont l’actif est constitue principa- 
lement - directement ou indirectement - de biens immobiliers 
situes dans un Etat contractant sont imposables dans cet Etat. 

(3) Les gains provenant de l’alienation de biens mobiliers qui 
tont partie de l'actif d’un etablissement stable qu’une entreprise 
d’un Etat contractant a dans l’autre Etat contractant ou de biens 
mobiliers qui appartiennent ä une base fixe dont un resident 
d’un Etat contractant dispose dans l’autre Etat contractant pour 
l’exercice d’une profession independante, y compris de tels 
gains provenant de l’alienation de cet etablissement stable (seul 
ou avec l’ensemble de l’entreprise) ou de cette base fixe, sont 
imposables dans cet autre Etat. 

(4) Les gains provenant de l’alienation de navires ou d’aero- 
nefs exploites en trafic international ou de biens mobiliers affec- 
tes ä l’exploitation de ces navires ou aeronefs ne sont imposa¬ 
bles que dans I’Etat contractant oü le siege de direction effective 
de l’entreprise est situe. 

(5) Les gains provenant de l’alienation de tous biens autres 
que ceux vises aux paragraphes 1 ä 4 ne sont imposables que 
dans l’Etat contractant dont le cedant est un resident. 

Article 14 

Professions independantes 

(1) Les revenus qu’un resident d’un Etat contractant tire d’une 
profession independante ou d’autres activites independantes 
de caractere analogue ne sont imposables que dans cet Etat. 
Toutefois, ces revenus sont imposables dans l’autre Etat contrac¬ 
tant dans les cas suivants: 

a) si l’interesse dispose de fagon habituelle dans l’autre Etat 
contractant d’une base fixe pour l’exercice de ses activites; 
en ce cas, seule la fraction des revenus qui est imputable ä 
ladite base fixe est imposable dans l’autre Etat contractant, 
ou 

b) si son sejour dans l’autre Etat contractant pour l’exercice de 
cette activite s’etend sur une periode ou des periodes d’une 
duree totale egale ou superieure ä 183 jours pendant l’annee 
fiscale; en ce cas, seule la fraction des revenus qui est impu¬ 
table ä la dite activite est imposable dans l’autre Etat contrac¬ 
tant. 

(2) L’expression «profession independante» comprend en par- 
ticulier les activites independantes d’ordre scientifique, litteraire, 
artistique, educatif ou pedagogique, ainsi que les activites 
independantes des medecins, avocats, ingenieurs, architectes, 
dentistes et comptables. 


Article 15 
Revenus d’emploi 

(1) Sous reserve des dispositions des articles 16 ä 19 les 
salaires, traitements et autres remunerations similaires qu’un 
resident d’un Etat contractant regoit au titre d’un emploi salarie 
ne sont imposables que dans cet Etat, ä moins que l’emploi ne 
soit exerce dans l’autre Etat contractant. Si l'emploi y est exerce, 
les remunerations regues ä ce titre sont imposables dans cet 
autre Etat. 

(2) Nonobstant les dispositions du paragraphe 1, les remune¬ 
rations qu’un resident d’un Etat contractant regoit au titre d’un 
emploi salarie exerce dans l’autre Etat contractant ne sont impo¬ 
sables que dans le premier Etat si 

a) le beneficiaire sejourne dans l’autre Etat pendant une periode 
ou des periodes n’excedant pas au total 183 jours durant 
toute periode de douze mois commengant ou se terminant 
durant l’annee fiscale consideree, et 
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b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeit¬ 
geber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat ansässig 
ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 werden Vergütungen für Arbeit 
im Rahmen gewerbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung in dem 
Vertragsstaat besteuert, in dem die Arbeit ausgeübt wird. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti¬ 
kels können Vergütungen für eine an Bord eines Seeschiffs oder 
Luftfahrzeugs im internationalen Verkehr ausgeübte unselbst¬ 
ständige Arbeit in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh¬ 
mens befindet, das das Seeschiff oder Luftfahrzeug betreibt. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person in 
ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs¬ 
rats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, können im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sport¬ 
ler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht 
dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person 
zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 
und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der 
von Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder über¬ 
wiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder eines 
seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder von 
einer im anderen Staat als gemeinnützig anerkannten Einrichtung 
finanziert wird. In diesem Fall können die Einkünfte nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist. 


Artikel 18 

Ruhegehälter, Renten und ähnliche Vergütungen 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 können Ruhegehäl¬ 
ter, Renten und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertrags¬ 
staat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat erhält, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Bezüge, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person aus der gesetz¬ 
lichen Sozialversicherung des anderen Vertragsstaats erhält, nur 
in diesem anderen Staat besteuert werden. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 können wiederkehrende und 
einmalige Vergütungen, die ein Vertragsstaat oder eine seiner 
Gebietskörperschaften an eine im anderen Vertragsstaat ansäs¬ 
sige Person als Entschädigung für politische Verfolgung oder 
für Unrecht oder Schäden aufgrund von Kriegshandlungen 
(einschließlich Wiedergutmachungsleistungen) oder für einen 
Schaden, der als Folge des Wehr- oder Zivildienstes, einer Straf- 


b) les remunerations sont payees par un employeur ou pour le 
compte d’un employeur qui n’est pas un resident de l’autre 
Etat, et 

c) la Charge des remunerations n’est pas supportee par un 
etablissement stable ou une base fixe que l’employeur a dans 
l’autre Etat. 

(3) Nonobstant les dispositions du paragraphe 2, les remune¬ 
rations regues au titre d’un emploi exerce dans le cadre d’une 
location de main-d’oeuvre sont imposables dans l’Etat contrac- 
tant oü l’emplol est exerce. 

(4) Nonobstant les dispositions precedentes du present arti- 
cle, les remunerations regues au titre d’un emploi salarie exerce 
ä bord d'un navire ou d’un aeronef exploite en trafic international 
sont imposables dans l’Etat contractant oü est situe le siege 
de direction effective de l’entreprise qui exploite le navire ou 
l’aeronef. 

Article 16 

Tantiemes 

Les tantiemes, jetons de presence et autres retributions simi- 
laires qu’un resident d'un Etat contractant regoit en sa qualite de 
membre du conseil d’administration ou de surveillance d’une 
societe qui est un resident de l’autre Etat contractant sont impo¬ 
sables dans cet autre Etat. 

Article 17 
Artistes et sportifs 

(1) Nonobstant les dispositions des articles 7, 14 et 15, les 
revenus qu’un resident d’un Etat contractant tire de ses activites 
personnelies exercees dans l’autre Etat contractant en tant qu’ar- 
tiste du spectacle, tel qu’un artiste de theätre, de cinema, de 
la radio ou de la television, ou qu’un musicien, ou en tant que 
sportif, sont imposables dans cet autre Etat. 

(2) Lorsque les revenus d’activites qu’un artiste du spectacle 
ou un sportif exerce personnellement et en cette qualite sont 
attribues non pas ä l’artiste ou au sportif lui-meme mais ä une 
autre personne, ces revenus sont imposables, nonobstant les 
dispositions des articles 7, 14 et 15, dans I’Etat contractant oü 
les activites de l’artiste ou du sportif sont exercees. 

(3) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne sont pas 
applicables aux revenus d’activites exercees par des artistes ou 
des sportifs dans un Etat contractant si la visite dans cet Etat est 
entierement ou principalement financee par des fonds publics 
de l’autre Etat contractant, de Tun de ses Länder ou de l’une de 
ses subdivisions politiques, de l’une de leurs collectivites locales 
ou d'un organisme reconnu d’utilite publique dans cet autre Etat. 
Dans ce cas, les revenus ne sont imposables que dans I’Etat 
contractant oü reside l’artiste ou le sportif. 

Article 18 

Pensions, rentes et remunerations similaires 

(1) Sous reserve des dispositions du paragraphe 2 de l’arti- 
cle 19, les pensions, rentes et autres remunerations similaires 
qu’un resident d’un Etat contractant regoit de l’autre Etat 
contractant ne sont imposables que dans le premier Etat. 

(2) Nonobstant les dispositions du paragraphe 1, les sommes 
qu’une personne physique residente d’un Etat contractant regoit 
au titre des assurances sociales legales de l’autre Etat contrac¬ 
tant ne sont imposables que dans cet autre Etat. 

(3) Nonobstant les dispositions du paragraphe 1, les presta- 
tions periodiques ou uniques qu’un Etat contractant ou l’une de 
ses subdivisions politiques ou collectivites locales verse ä un 
resident de l’autre Etat contractant en reparation de persecutions 
politiques ou en raison d’injustices ou de dommages subis du 
fait d’actes de guerre (y compris les indemnisations), du Service 
militaire ou civil, d’un crime, d’une vaccination ou d’un evene- 
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tat, einer Impfung oder aus ähnlichen Gründen entstanden ist, 
zahlt, in keinem der beiden Vertragsstaaten besteuert werden. 

(4) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, der 
regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebenslänglich oder 
während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts 
aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese Zahlungen als 
Gegenleistung für eine in Geld oder Geldeswert bewirkte ange¬ 
messene Leistung vorsieht. 


ment similaire ne sont imposables dans aucun des deux Etats 
contractants. 

(4) Le terme «rente» designe toute somme determinee payable 
periodiquement ä echeances fixes, ä titre viager ou pendant une 
Periode determinee ou qui peut l’etre, en vertu d’un engagement 
d’effectuer les paiements en contrepartie d’une prestation adä¬ 
quate versee en argent ou susceptible d’evaluation pecuniaire. 


Artikel 19 


Article 19 


Öffentlicher Dienst 


Fonctions publiques 


( 1 ) 


( 1 ) 


a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen 
Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 
Vertragsstaats an eine natürliche Person für die diesem Staat, 
einem seiner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder 
einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
geleisteten Dienste gezahlt werden, können nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen können 
jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn 
die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natür¬ 
liche Person in diesem Staat ansässig ist und 

aa) eine Staatsangehörige dieses Staates ist oder 

bb) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 

a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates 
oder aus einem von diesem Staat, einem seiner Länder, einer 
ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts errichteten Sondervermögen 
an eine natürliche Person für die diesem Staat, einem seiner 
Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts geleisteten Diens¬ 
te gezahlt werden, können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur Im anderen Vertrags¬ 
staat besteuert werden, wenn die natürliche Person in diesem 
Staat ansässig und eine Staatsangehörige dieses Staates ist. 

(3) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhe¬ 
gehälter für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
industriellen oder gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats, 
eines seiner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder 
einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 
Staates erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 und 18 
anzuwenden. 


a) Les salaires, traitements et autres remunerations similaires, 
autres que les pensions, payes par un Etat contractant, l’un 
de ses Länder ou l’une de ses subdivisions politiques, l’une 
de leurs collectivites locales ou une autre personne morale 
de droit public de cet Etat contractant ä une personne 
physique au titre de Services rendus ä cet Etat, ä l’un de ses 
Länder ou l’une de ses subdivisions politiques, ä l'une de 
leurs collectivites locales ou ä une autre personne morale de 
droit public ne sont imposables que dans cet Etat. 

b) Toutefois, ces salaires, traitements et autres remunerations 
similaires ne sont Imposables que dans l’autre Etat contrac¬ 
tant si les Services sont rendus dans cet Etat et si la personne 
physique est un resident de cet Etat qui 

aa) possede la nationalite de cet Etat, ou 

bb) n’est pas devenu un resident de cet Etat ä seule fin de 
rendre les Services. 

( 2 ) 

a) Les pensions payees ä une personne physique par un Etat 
contractant, Tun de ses Länder ou l’une de ses subdivisions 
politiques, l’une de leurs collectivites locales ou une autre 
personne morale de droit public de cet Etat ou par preleve- 
ment sur un fonds special constitue par cet Etat, Tun de ses 
Länder ou l’une de ses subdivisions politiques, l’une de leurs 
collectivites locales ou une autre personne morale de droit 
public au titre de Services rendus ä cet Etat, ä l’un de ses 
Länder ou l’une de ses subdivisions politiques, ä l’une de 
leurs collectivites locales ou ä une autre personne morale de 
droit public ne sont imposables que dans cet Etat. 

b) Toutefois, ces pensions ne sont imposables que dans l’autre 
Etat contractant si la personne physique est un resident de 
cet Etat et en possede la nationalite. 

(3) Les dispositions des articles 15, 16, 17 et 18 s’appliquent 
aux salaires, traitements et autres remunerations similaires ainsi 
qu’aux pensions payes au titre de Services rendus dans le cadre 
d’une activite industrielle ou commerciale exercee par un Etat 
contractant, l’un de ses Länder ou l’une de ses subdivisions 
politiques, l’une de leurs collectivites locales ou une autre per¬ 
sonne morale de droit public de cet Etat. 


(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im Rah¬ 
men eines Programms der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Ge¬ 
bietskörperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem 
Staat, dem Land oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt 
werden, an Fachkräfte oder freiwillige Helfer gezahlt werden, die 
in den anderen Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt 
worden sind. 


(4) Les dispositions du paragraphe 1 s’appliquent par analogie 
aux remunerations qui, dans le cadre d’un Programme de Coo¬ 
peration economique d’un Etat contractant, de l’un de ses Län¬ 
der ou l’une de ses subdivisions politiques ou de l’une de leurs 
collectivites locales, sont payees sur des ressources fournies 
exclusivement par cet Etat, ce Land, cette subdivision politique 
ou cette collectivite locale ä du personnel speclalise ou du 
personnel volontaire detache dans l’autre Etat contractant, avec 
son accord. 


(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Vergütungen, 
die vom oder für das Goethe-Institut oder vom oder für den 
Deutschen Akademischen Austauschdienst gezahlt werden. Die 
zuständigen Behörden können eine ähnliche Behandlung der 
von anderen vergleichbaren Einrichtungen der Vertragsstaaten 


(5) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 s’appliquent 
par analogie aux remunerations payees par ou pour le Goethe- 
Institut ou le Deutscher Akademischer Austauschdienst. Les au¬ 
tarkes competentes peuvent convenir entre elles d’accorder un 
traitement semblable aux remunerations payees par d’autres 
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geleisteten Vergütungen im gegenseitigen Einvernehmen verein¬ 
baren. Werden diese Vergütungen im Gründungsstaat der Ein¬ 
richtung nicht besteuert, so gilt Artikel 15. 

Artikel 20 

Professoren, Lehrer und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver¬ 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver¬ 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausches 
in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich 
zur Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen 
oder sonstiger Lehrveranstaltungen oder zur Ausübung einer 
Forschungstätigkeit bei dieser Einrichtung aufhält und die im 
anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor der 
Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, ist in dem 
erstgenannten Staat mit ihren für diese Tätigkeit bezogenen 
Vergütungen von der Steuer befreit, vorausgesetzt, dass diese 
Vergütungen von außerhalb dieses Staates bezogen werden. 

(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Auszubilden¬ 
der, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium 
oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstge¬ 
nannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat 
nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen 
außerhalb dieses Staates stammen. 

Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, 
die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweg¬ 
lichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzu¬ 
wenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger 
dieser Einkünfte im anderen Vertragsstaat eine Geschäftstätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbstständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Ein¬ 
richtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person gehört und im 
anderen Vertragsstaat liegt, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Be¬ 
triebsstätte eines Unternehmens darstellt oder das zu einer der 
Ausübung eines freien Berufs dienenden festen Einrichtung ge¬ 
hört, kann in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich 
die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver¬ 
kehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert wer¬ 
den. 


institutions similaires des Etats contractants. Si ces remunera- 
tions ne sont pas imposees dans I’Etat oü a ete fondee l’institu- 
tion concernee, les dispositions de l’article 15 sont applicables. 

Article 20 

Professeurs, enseignants et etudiants 

(1) Toute personne physique qui, ä l’invitation d’un Etat 
contractant ou d’une universite, d’une ecole superieure, d'une 
ecole, d’un musee ou d’une autre Institution culturelle de cet Etat 
ou dans le cadre d'un echange culturel officiel, sejourne dans cet 
Etat contractant pendant une periode n’excedant pas deux ans 
ä seule fin d’exercer une activite d’enseignement, de faire des 
cours ou des Conferences ou de se livrer ä une activite de 
recherche aupres de l’institution concernee et qui est, ou qui etait 
immediatement avant de se rendre dans cet Etat contractant, un 
resident de l’autre Etat contractant est exemptee, dans le premier 
Etat, de l’impöt sur les remunerations pergues pour cette activite 
ä condition que celles-ci proviennent de sources situees en 
dehors de cet Etat. 

(2) Les sommes qu’un etudiant, un stagiaire ou un apprenti 
qui est, ou qui etait immediatement avant de se rendre dans un 
Etat contractant, un resident de l’autre Etat contractant et qui 
sejourne dans le premier Etat ä seule fin d’y poursuivre ses 
etudes ou sa formation regoit pour couvrir ses frais d’entretien, 
d’etudes ou de formation ne sont pas imposables dans cet Etat, 
ä condition qu’elles proviennent de sources situees en dehors 
de cet Etat. 

Article 21 
Autres revenus 

(1) Les elements du revenu d’un resident d’un Etat contrac¬ 
tant, d’oü qu’ils proviennent, qui ne sont pas traites dans les 
articles precedents de la presente Convention ne sont imposa¬ 
bles que dans cet Etat. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 ne s’appliquent pas aux 
revenus autres que les revenus provenant de biens immobiliers 
tels qu’ils sont definis au paragraphe 2 de l’article 6, lorsque le 
beneficiaire de tels revenus, resident d’un Etat contractant, 
exerce dans l’autre Etat contractant soit une activite d’entreprise 
par l’intermediaire d’un etablissement stable qui y est situe soit 
une profession independante au moyen d’une base fixe qui y 
est situee et que le droit ou le bien generateur des revenus s’y 
rattache effectivement. Dans ce cas, les dispositions de l’article 7 
ou de l’article 14, selon le cas, sont applicables. 

Article 22 
Fortune 

(1) La fortune constituee par des biens immobiliers vises ä 
l’article 6 que possede un resident d’un Etat contractant et qui 
sont situes dans l’autre Etat contractant est imposable dans cet 
autre Etat. 

(2) La fortune constituee par des biens mobiliers faisant partie 
de l’actif d'un etablissement stable d’une entreprise ou par des 
biens mobiliers constitutifs d’une base fixe servant ä l'exercice 
d’une activite independante est imposable dans l’Etat contrac¬ 
tant oü est situe l’etablissement stable ou la base fixe. 

(3) La fortune constituee par des navires et des aeronefs 
exploites en trafic international ainsi que par des biens mobiliers 
affectes ä l’exploitation de ces navires ou aeronefs n’est impo¬ 
sable que dans l’Etat contractant oü le siege de direction effec- 
tive de l’entreprise est situe. 

(4) Tous les autres elements de la fortune d’un resident d’un 
Etat contractant ne sont imposables que dans cet Etat. 
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Artikel 23 
Vermeidung der 

Doppelbesteuerung im Ansässigkeitsstaat 

(1) Bei einer in der Tunesischen Republik ansässigen Person 

wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Können Einkünfte oder Vermögen nach diesem Abkommen 
in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden, so 
wird die auf diese Einkünfte oder dieses Vermögen in der 
Bundesrepublik Deutschland gezahlte Steuer auf die Steuer 
angerechnet, die in der Tunesischen Republik auf diese Ein¬ 
künfte oder dieses Vermögen erhoben wird. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der 
Anrechnung ermittelten Einkommen- oder Vermögensteuer 
nicht übersteigen, der auf die Einkünfte oder das Vermögen 
entfällt, die in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden können. 

b) Für die Anwendung dieses Absatzes umfasst die in der 
Bundesrepublik Deutschland gezahlte Steuer die Steuer, die 
in der Bundesrepublik Deutschland hätte gezahlt werden 
müssen, die aber Gegenstand einer Befreiung oder Ermäßi¬ 
gung nach innerstaatlichem deutschem Recht war. 

(2) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 

Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer wer¬ 
den die Einkünfte aus der Tunesischen Republik sowie die in 
der Tunesischen Republik gelegenen Vermögenswerte aus¬ 
genommen, die nach diesem Abkommen in der Tunesischen 
Republik besteuert werden können und nicht unter Buch¬ 
stabe b fallen. 

Für Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 3 gilt Satz 1 
nur dann, wenn diese Dividenden von einer in der Tunesi¬ 
schen Republik ansässigen Gesellschaft an eine in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft (jedoch 
nicht an eine Personengesellschaft) gezahlt werden, die 
unmittelbar über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals 
der erstgenannten Gesellschaft verfügt. 

Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von 
der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls 
solche gezahlt würden, nach den vorhergehenden Sätzen 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des deut¬ 
schen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die tunesische Steuer angerechnet, die nach tunesi¬ 
schem Recht und in Übereinstimmung mit diesem Abkom¬ 
men für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in der Tunesi¬ 
schen Republik besteuert werden können; 

ee) Einkünfte, die nach Artikel 15 Absatz 3 in der Tunesi¬ 
schen Republik besteuert werden können; 

ff) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 
gg) Einkünfte im Sinne des Artikels 17. 

c) Statt Buchstabe a ist Buchstabe b anzuwenden auf Einkünfte 
im Sinne der Artikel 7 und 10 und die diesen Einkünften zu¬ 
grunde liegenden Vermögenswerte, wenn die in Deutschland 
ansässige Person nicht nachweist, dass die Betriebsstätte in 
dem Wirtschaftsjahr, in dem sie den Gewinn erzielt hat, oder 
die in der Tunesischen Republik ansässige Gesellschaft 
in dem Wirtschaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vor¬ 
genommen hat, ihre Bruttoerträge ausschließlich oder fast 
ausschließlich aus unter Nummer 4 des Protokolls fallenden 
Tätigkeiten bezogen hat; Gleiches gilt für unbewegliches 


Article 23 
Elimination des 

doubles impositions dans l’Etat de residence 

(1) En ce qui concerne les residents de la Republique Tuni- 

sienne, l’impöt est etabli comme suit: 

a) L’impöt paye en Republique föderale d’Allemagne sur les 
revenus ou la fortune, suivant le cas, qui, conformement ä la 
presente Convention sont imposables en Republique föde¬ 
rale d’Allemagne, est deduit de l’impöt du sur ces revenus ou 
sur cette fortune en Republique Tunisienne. 

Toutefois, la somme deduite ne peut exceder la fraction de 
l’impöt sur le revenu ou de l’impöt sur la fortune calcule avant 
la deduction, correspondant, selon le cas, aux revenus ou ä 
la fortune imposables en Republique föderale d’Allemagne. 

b) Pour l’application de la presente disposition, l’impöt paye en 
Republique föderale d’Allemagne comprend l’impöt qui aurait 
du etre paye en Republique föderale d’Allemagne mais qui a 
fait l’objet d'une exoneration ou d’une reduction en vertu de 
la legislation nationale allemande. 

(2) En ce qui concerne les residents de la Republique föderale 

d’Allemagne, l’impöt est etabli comme suit: 

a) Sont exclus de l’assiette de l'impöt allemand les revenus 
provenant de la Republique Tunisienne et les elements de 
fortune situes en Republique Tunisienne qui sont imposables 
en Republique Tunisienne en vertu de la presente Convention 
et ne sont pas traites ä l’alinea b). 

Dans le cas des dividendes definis au paragraphe 3 de l’arti- 
cle 10 la premiere phrase s’applique seulement lorsque les 
dividendes sont payes par une societe residente de la Repu- 
blique Tunisienne ä une societe (autre qu’une societe de 
personnes) residente de la Republique föderale d’Allemagne 
qui detient directement au moins 10 pour cent du Capital de 
la premiere societe. 

Aux fins de l’imposition de la fortune, sont egalement exclues 
de l’assiette de l’impöt allemand les participations dont les 
dividendes, en cas de distribution, seraient exclus de l’as¬ 
siette de l’impöt aux termes des phrases precedentes. 

b) Est impute sur l’impöt sur le revenu allemand, sous reserve 
des dispositions de la legislation fiscale allemande concer- 
nant l’imputation de l’impöt etranger, l’impöt tunisien paye 
conformement ä la legislation tunisienne et aux dispositions 
de la presente Convention sur les revenus suivants: 

aa) les dividendes qui ne sont pas traites ä l’alinea a); 
bb) les interets; 
cc) les redevances; 

dd) les revenus qui sont imposables en Republique Tuni¬ 
sienne conformement au paragraphe 2 de l’article 13; 

ee) les revenus qui sont imposables en Republique Tuni¬ 
sienne conformement au paragraphe 3 de l’article 15; 

ff) les tantiemes; 

gg) les revenus vises ä l’article 17. 

c) Les dispositions de l’alinea b) s’appliquent, au lieu de celles 
de l’alinea a), aux revenus vises aux articles 7 et 10 et aux 
elements de fortune generateurs de ces revenus lorsque le 
resident de l’Allemagne n’apporte pas la preuve que l’etablis- 
sement stable, pendant l’exercice au cours duquel il a realise 
les benefices, ou la societe residente de la Republique Tuni¬ 
sienne, pendant l’exercice pour lequel eile a procede aux 
distributions de dividendes, a tire ses revenus bruts exclu- 
sivement ou presque exclusivement d’activites visees au 
numero 4 du protocole; ceci vaut egalement pour les biens 
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Vermögen, das einer Betriebsstätte dient und die daraus 
erzielten Einkünfte (Artikel 6 Absatz 4) sowie für Gewinne 
aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens 
(Artikel 13 Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das 
Betriebsvermögen der Betriebsstätte darstellt (Artikel 13 
Absatz 3). 

d) Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die 
nach diesem Abkommen von der deutschen Steuer ausge¬ 
nommenen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest¬ 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. 

e) Die Doppelbesteuerung wird durch Steueranrechnung nach 
Buchstabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeord¬ 
net oder verschiedenen Personen zugerechnet werden 
(außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich nicht 
durch ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 regeln lässt 
und wenn aufgrund dieser unterschiedlichen Zuordnung 
oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder das 
Vermögen unbesteuert blieben oder niedriger als ohne 
diesen Konflikt besteuert würden oder 

bb) wenn die Bundesrepublik Deutschland nach Konsul¬ 
tation auf diplomatischem Weg andere Einkünfte noti¬ 
fiziert, bei denen es die Anrechnungsmethode nach 
Buchstabe b anzuwenden beabsichtigt. Die Doppel¬ 
besteuerung wird für die notifizierten Einkünfte durch 
Steueranrechnung nach Buchstabe b vom ersten Tag 
des Kalenderjahrs vermieden, das dem Kalenderjahr 
folgt, in dem die Notifikation übermittelt wurde. 

f) Auf Einkünfte, die in der Tunesischen Republik steuerbefreit 
sind, ist statt Buchstabe a Buchstabe b anzuwenden; hiervon 
ausgenommen sind Dividenden im Sinne des Buchstabens a, 
Satz 2. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängen¬ 
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder be¬ 
lastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhän¬ 
genden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen insbesondere hinsichtlich 
der Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. Satz 1 gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, 
die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige 
des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen unter¬ 
worfen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im 
anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von 
Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit aus¬ 
üben. Satz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Ver¬ 
tragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen 
Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen zu ge¬ 
währen, die er nur seinen ansässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder 
Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren 
und andere Zahlungen, die ein Unternehmen eines Vertrags¬ 
staats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, 
bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unter¬ 
nehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an 
eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzu- 


immobiliers qui servent ä un etablissement stable et les 
revenus qui en sont tires (article 6, paragraphe 4) ainsi que 
pour les gains provenant de l’alienation de ces biens immo- 
biliers (article 13, paragraphe 1) et des biens mobiliers faisant 
Partie de l’actif de l’etablissement stable (article 13, para¬ 
graphe 3). 

d) La Republique föderale dAllemagne conserve cependant le 
droit de tenir compte, pour la determination du taux d’impöt, 
des revenus et des elements de fortune exoneres de l’impöt 
allemand conformement aux dispositions de la presente 
Convention. 

e) La double imposition est evitee par l’imputation de l’impöt 
teile que prevue ä l’alinea b) 

aa) lorsque, dans les Etats contractants, des revenus ou des 
elements de fortune sont traites selon des dispositions 
differentes de la Convention ou attribues ä des per- 
sonnes differentes (sauf selon l’article 9), sans qu’il soit 
possible de regier cette divergence par une procedura 
teile que prevue au paragraphe 3 de l’article 25, et qu’il 
en resulterait une non imposition des revenus ou des 
elements de fortune concernes ou une imposition plus 
faible qu’en l’absence de cette difference de traitement 
ou d'attribution ou 

bb) lorsque la Republique föderale d’Allemagne, apres 
consultation, notifie par la voie diplomatique d’autres re¬ 
venus auxquels eile a l’intention d’appliquer la methode 
de l’imputation visee ä l’alinea b). La double imposition 
est evitee, en ce qui concerne les revenus notifies, par 
l’imputation de l’impöt teile que prevue ä l’alinea b) ä 
compter du premier jour de l’annee civile qui suit l’annee 
au cours de laquelle la notification a eu lieu. 

f) Les dispositions de l’alinea b) s’appliquent, au lieu de celles 
de l’alinea a), aux revenus qui sont exoneres de l’impöt en 
Republique Tunisienne; ä l’exception des dividendes vises ä 
la deuxieme phrase de l’alinea a). 

Article 24 

Non-discrimination 

(1) Les nationaux d’un Etat contractant ne sont soumis dans 
l’autre Etat contractant ä aucune imposition ou Obligation y rela¬ 
tive qui est autre ou plus lourde que celles auxquelles sont ou 
pourront etre assujettis les nationaux de cet autre Etat qui se 
trouvent dans la meme Situation, notamment au regard de la 
residence. La presente disposition s’applique aussi, nonobstant 
les dispositions de l’article 1, aux personnes qui ne sont pas des 
residents d’un Etat contractant ou des deux Etats contractants. 

(2) Les apatrides qui sont des residents d’un Etat contractant 
ne sont soumis dans l’un ou l’autre Etat contractant ä aucune 
imposition ou Obligation y relative qui est autre ou plus lourde 
que celles auxquelles sont ou pourront etre assujettis les natio¬ 
naux de I’Etat concerne qui se trouvent dans la meme Situation. 


(3) L’imposition d’un etablissement stable qu’une entreprise 
d’un Etat contractant a dans i’autre Etat contractant n’est pas 
etablie dans cet autre Etat d’une fagon moins favorable que l’im¬ 
position des entreprises de cet autre Etat qui exercent la meme 
activite. La presente disposition ne peut etre interpretee comme 
obligeant un Etat contractant ä accorder aux residents de l’autre 
Etat contractant les deductions personnelles, abattements et 
reductions d’impöt qu’il accorde ä ses propres residents. 

(4) A moins que les dispositions du paragraphe 1 de l’article 9, 
du paragraphe 7 de l’article 11 ou du paragraphe 6 de l’arti¬ 
cle 12 ne soient applicables, les interets, redevances et autres 
depenses payes par une entreprise d'un Etat contractant ä un 
resident de l’autre Etat contractant sont deductibles, pour la 
determination des benefices imposables de cette entreprise, 
dans les memes conditions que s’ils avaient ete payes ä un 
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lassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen 
Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedin¬ 
gungen wie Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat 
ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver¬ 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Ver¬ 
pflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver¬ 
pflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst¬ 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Be¬ 
steuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner¬ 
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel 
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem 
sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 
erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unter¬ 
breiten, dessen Staatsangehörige sie ist. Der Fall muss innerhalb 
von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unter¬ 
breitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechen¬ 
den Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begrün¬ 
det und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch 
Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Ver¬ 
tragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht ent¬ 
sprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungs¬ 
regelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts 
der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Ausle¬ 
gung oder Anwendung des Abkommens entstehen, durch Ver¬ 
ständigung zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber 
beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden 
kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Verständigung im Sinne der Absätze 1 
bis 3 unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls durch 
eine aus ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame 
Kommission. 

Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder zur Verwaltung oder Durchsetzung des innerstaatlichen 
Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich 
erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Be¬ 
steuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informations¬ 
austausch ist durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 
erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund 
des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informa¬ 


resident du premier Etat. De meme, les dettes d’une entreprise 
d’un Etat contractant envers un resident de l’autre Etat contrac- 
tant sont deductibles, pour la determination de la fortune impo- 
sable de cette entreprise, dans les memes conditions que si elles 
avaient ete contractees envers un resident du premier Etat. 

(5) Les entreprises d’un Etat contractant dont le capital est en 
totalite ou en partie, directement ou indirectement, detenu ou 
contröle par un ou plusieurs residents de l’autre Etat contractant 
ne sont soumises dans le premier Etat ä aucune imposition ou 
Obligation y relative qui est autre ou plus lourde que celles aux- 
quelles sont ou pourront etre assujetties les autres entreprises 
similaires du premier Etat. 


(6) Les dispositions du present article s’appliquent, nonobs- 
tant les dispositions de l’article 2, aux impöts de toute nature ou 
denomination. 

Article 25 
Procedure amiable 

(1) Lorsqu’une personne estime que les mesures prises par 
un Etat contractant ou par les deux Etats contractants entrainent 
ou entraineront pour eile une imposition non conforme aux dis¬ 
positions de la presente Convention, eile peut, independamment 
des recours prevus par le droit interne de ces Etats, soumettre 
son cas ä l’autorite competente de I’Etat contractant dont eile 
est un resident ou, si son cas releve du paragraphe 1 de l’arti¬ 
cle 24, ä celle de I’ Etat contractant dont eile possede la natio¬ 
nale. Le cas doit etre soumis dans les trois ans qui suivent la 
premiere notification de la mesure qui entraine une imposition 
non conforme aux dispositions de la Convention. 

(2) L’autorite competente s’efforce, si la reclamation lui parait 
fondee et si eile n’est pas elle-meme en mesure d'y apporter une 
solution satisfaisante, de resoudre le cas par voie d’accord 
amiable avec l’autorite competente de l’autre Etat contractant, 
en vue d’eviter une imposition non conforme ä la Convention. 
L’accord est applique quels que soient les delais prevus par le 
droit interne des Etats contractants. 

(3) Les autorites competentes des Etats contractants s’effor- 
cent, par voie d’accord amiable, de resoudre les difficultes ou de 
dissiper les doutes auxquels peuvent donner lieu l’interpretation 
ou l’application de la Convention. Elles peuvent aussi se concer- 
ter en vue d’eliminer la double imposition dans les cas non 
prevus par la Convention. 

(4) Les autorites competentes des Etats contractants peuvent 
communiquer directement entre elles, y compris au sein d’une 
commission mixte composee de ces autorites ou de leurs repre- 
sentants, en vue de parvenir ä un accord comme il est indique 
dans les dispositions precedentes du present article. 

Article 26 

Echange de renseignements 

(1) Les autorites competentes des Etats contractants echan- 
gent les renseignements vraisemblablement pertinents pour 
appliquer les dispositions de la presente Convention ou pour 
l’administration ou l’application de la legislation interne relative 
aux impöts de toute nature ou denomination pergus pour le 
compte d’un Etat contractant, de l’un de ses Länder ou de l’une 
de ses subdivisions politiques ou de leurs collectivites locales 
dans la mesure oü l’imposition qu’elle prevoit n’est pas contraire 
ä la Convention. L’echange de renseignements n’est pas restreint 
par les articles 1 et 2. 

(2) Les renseignements regus en vertu du paragraphe 1 par 
un Etat contractant sont tenus secrets de la meme maniere 
que les renseignements obtenus en application de la legislation 
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tionen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließ¬ 
lich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Festsetzung oder Erhebung, der Vollstre¬ 
ckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung über 
Rechtsmittel hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder 
mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Be¬ 
hörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwen¬ 
den. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichts¬ 
verfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als ver¬ 
pflichteten sie einen Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungs¬ 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Ge¬ 
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ord¬ 
nung (ordre public) widerspräche. Die von einem Vertrags¬ 
staat an den anderen Vertragsstaat übermittelten Informatio¬ 
nen dürfen im anderen Vertragsstaat auch weiterhin nicht 
verwendet werden, wenn die Verwendung dieser Daten ge¬ 
gen die öffentliche Ordnung (ordre public) des übermittelnden 
Staates verstößt. Zur öffentlichen Ordnung (ordre public) zählt 
für die Bundesrepublik Deutschland insbesondere die Verhin¬ 
derung der Verhängung und Vollstreckung der Todesstrafe. 
Soweit Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren 
oder in einer Gerichtsentscheidung offengelegt werden, 
tragen die Vertragsstaaten Sorge dafür, dass diese Informa¬ 
tionen nicht für ein Verfahren verwendet werden, in dem die 
Verhängung und Vollstreckung der Todesstrafe drohen. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat nach diesem Artikel um Informa¬ 
tionen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Infor¬ 
mationen, selbst wenn er diese Informationen für seine eigenen 
steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz 
enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach 
Absatz 3, aber diese Beschränkungen sind nicht so auszulegen, 
als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur 
deshalb ablehnen, weil er kein innerstaatliches Interesse an 
diesen Informationen hat. 

(5) Absatz 3 ist nicht so auszulegen, als könne ein Vertrags¬ 
staat die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil 
sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen Finanz¬ 
institut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder be¬ 
finden oder sich auf das Eigentum an einer Person beziehen. 


Artikel 27 

Amtshilfe bei der Steuererhebung 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei 
der Erhebung von Steueransprüchen. Diese Amtshilfe wird durch 
die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die zuständigen Behör¬ 
den der Vertragsstaaten können durch Verständigung regeln, wie 
dieser Artikel anzuwenden ist. 

(2) Der Ausdruck „Steueranspruch“ im Sinne dieses Artikels 
bedeutet einen Betrag, der aufgrund von Steuern jeder Art und 
Bezeichnung, die für Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, 
geschuldet wird, soweit die Besteuerung diesem Abkommen 
oder anderen völkerrechtlichen Übereinkünften, deren Vertrags¬ 
parteien die Vertragsstaaten sind, nicht widerspricht, sowie mit 
diesen Steuern zusammenhängende Zinsen, Geldbußen und 
Kosten der Erhebung oder Sicherung. 


interne de cet Etat et ne sont communiques qu’aux personnes 
ou autorites (y compris les tribunaux et Organes administratifs) 
concernees par l’etablissement ou le recouvrement des impöts, 
par les procedures ou poursuites concernant ces impöts, par les 
decisions sur les recours relatifs aux impöts mentionnes au 
paragraphe 1, ou par le contröle de ce qui precede. Ces per¬ 
sonnes ou autorites n’utilisent ces renseignements qu’ä ces fins. 
Elles peuvent reveler ces renseignements au cours d’audiences 
publiques de tribunaux ou dans des jugements. 

(3) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne peuvent en 
aucun cas etre interpretees comme imposant ä un Etat contrac- 
tant l’obligation: 

a) de prendre des mesures administratives derogeant ä sa 
legislation et ä sa pratique administrative ou ä celles de l’au- 
tre Etat contractant afin de communiquer des informations; 

b) de fournir des renseignements qui ne pourraient etre obtenus 
sur la base de sa legislation ou dans le cadre de sa pratique 
administrative normale ou de celle de l’autre Etat contractant; 

c) de fournir des renseignements qui reveleraient un secret 
commercial, industriel, professionnel ou un procede commer- 
cial ou des renseignements dont la communication serait 
contraire ä l’ordre public. Les renseignements fournis par un 
Etat contractant ä l’autre Etat contractant ne doivent pas non 
plus etre utilises dans l’autre Etat contractant si l’utilisation 
de ces donnees est contraire ä l’ordre public de I’Etat qui les 
a communiquees. Pour la Republique föderale d’Allemagne, 
le fait d’empecher que la peine de mort ne soit prononcee et 
executee fait notamment partie de l’ordre public. S’il est fait 
etat de renseignements au cours d’audiences publiques de 
tribunaux ou dans des jugements, les Etats contractants veil- 
lent ä ce que ces renseignements ne soient pas utilises au 
cours d’audiences dans lesquelles la peine de mort risque 
d’etre prononcee et executee. 

(4) Si des renseignements sont demandes par un Etat 
contractant conformement au present article, l’autre Etat 
contractant utilise les pouvoirs dont il dispose pour obtenir les 
renseignements demandes meme s’il n’en a pas besoin ä ses 
propres fins fiscales. L’obligation qui figure dans la phrase pre- 
cedente est soumise aux limitations prevues au paragraphe 3 
mais en aucun cas ces limitations ne peuvent etre interpretees 
comme permettant ä un Etat contractant de refuser de commu¬ 
niquer des renseignements uniquement parce que ceux-ci ne 
presentent pas d’interet pour lui dans le cadre national. 

(5) En aucun cas les dispositions du paragraphe 3 ne peuvent 
etre interpretees comme permettant ä un Etat contractant de 
refuser de communiquer des renseignements uniquement parce 
que ceux-ci sont detenus par une banque, un autre etablisse- 
ment financier, un mandataire ou une personne agissant en tant 
qu’agent ou fiduciaire ou parce que ces renseignements se 
rattachent au droit de propriete d’une personne. 

Article 27 

Assistance en matiere de recouvrement des impöts 

(1) Les Etats contractants se pretent mutuellement assistance 
pour le recouvrement de leurs creances fiscales. Cette assis¬ 
tance n’est pas limitee par les articles 1 et 2. Les autorites 
competentes des Etats peuvent regier d’un commun accord les 
modalites d’application du present article. 

(2) Le terme «creance fiscale» tel qu’il est utilise dans le pre¬ 
sent article designe une somme due au titre d’impöts de toute 
nature ou denomination pergus pour le compte d’un Etat 
contractant, de l’un de ses Länder ou de l’une de ses subdivi- 
sions politiques ou de leurs collectivites locales, dans la mesure 
oü l’imposition correspondante n’est pas contraire ä la presente 
Convention ou ä tout autre instrument auquel ces Etats contrac¬ 
tants sont parties, ainsi que les interets, penalites administratives 
et coüts de recouvrement ou de Conservation afferents ä ces 
impöts. 
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(3) Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar und wird er von einer Person 
geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses 
Staates die Erhebung nicht verhindern kann, wird dieser Steuer¬ 
anspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 
für die Zwecke der Erhebung von der zuständigen Behörde des 
anderen Vertragsstaats anerkannt. Der Steueranspruch wird vom 
anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Voll¬ 
streckung und Erhebung seiner eigenen Steuern erhoben, als 
handele es sich bei dem Steueranspruch um einen Steuer¬ 
anspruch dieses anderen Staates. 

(4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertrags¬ 
staats um einen Anspruch, bei dem dieser Staat nach seinem 
Recht Maßnahmen zur Sicherung der Erhebung einleiten kann, 
wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Be¬ 
hörde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von Siche¬ 
rungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats anerkannt. Der andere Staat leitet nach seinen 
Rechtsvorschriften Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diesen 
Steueranspruch ein, als wäre der Steueranspruch ein Steueran¬ 
spruch dieses anderen Staates, selbst wenn der Steueranspruch 
im Zeitpunkt der Einleitung dieser Maßnahmen im erstgenannten 
Staat nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet 
wird, die berechtigt ist, die Erhebung zu verhindern. 

(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem 
Vertragsstaat für die Zwecke des Absatzes 3 oder 4 anerkannter 
Steueranspruch als solcher in diesem Staat nicht den Verjäh¬ 
rungsfristen oder den Vorschriften über die vorrangige Behand¬ 
lung eines Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. 
Ferner hat ein Steueranspruch, der von einem Vertragsstaat für 
die Zwecke des Absatzes 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem 
Staat nicht den Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem 
Recht des anderen Vertragsstaats hat. 

(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der 
Gültigkeit oder der Höhe des Steueranspruchs eines Vertrags¬ 
staats können nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehör¬ 
den des anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 

(7) Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das 
Ersuchen eines Vertragsstaats nach Absatz 3 oder 4 gestellt 
wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden 
Steueranspruch erhoben und an den erstgenannten Staat aus¬ 
gezahlt hat, 

a) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, der nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person 
geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht 
dieses Staates die Erhebung nicht verhindern kann, oder 

b) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, für den dieser 
Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der 
Erhebung einleiten kann, 

teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der 
zuständigen Behörde des anderen Staates unverzüglich mit und 
nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das 
Ersuchen entweder aus oder nimmt es zurück. 

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er 
einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Ge¬ 
setzen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen 
Vertragsstaats abweichen; 

b) Maßnahmen durchzuführen, die der öffentlichen Ordnung 
(ordre public) widersprächen; 

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle 
angemessenen Maßnahmen zur Erhebung oder Sicherung, 
die nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis 
möglich sind, ausgeschöpft hat; 


(3) Lorsqu’une creance fiscale d’un Etat contractant est 
recouvrable en vertu des lois de cet Etat et est due par une per¬ 
sonne qui, ä cette date, ne peut, en vertu de ces lois, empecher 
son recouvrement, cette creance fiscale est, ä la demande de 
l’autorite competente de cet Etat, acceptee en vue de son recou¬ 
vrement par l’autorite competente de l’autre Etat contractant. 
Cette creance fiscale est recouvree par cet autre Etat conforme- 
ment aux dispositions de sa legislation applicable en matiere de 
recouvrement de ses propres impöts comme si la creance en 
question etait une creance fiscale de cet autre Etat. 

(4) Lorsqu’une creance fiscale d'un Etat contractant est une 
creance ä l’egard de laquelle cet Etat peut, en vertu de sa legis¬ 
lation, prendre des mesures conservatoires pour assurer son 
recouvrement, cette creance doit, ä la demande de l’autorite 
competente de cet Etat, etre acceptee aux fins de l’adoption de 
mesures conservatoires par l’autorite competente de l’autre Etat 
contractant. Cet autre Etat doit prendre des mesures conserva¬ 
toires ä l’egard de cette creance fiscale conformement aux dis¬ 
positions de sa legislation comme s’il s’agissait d’une creance 
fiscale de cet autre Etat meme si, au moment oü ces mesures 
sont appliquees, la creance fiscale n’est pas recouvrable dans le 
Premier Etat ou est due par une personne qui a le droit d’empe- 
cher son recouvrement. 

(5) Nonobstant les dispositions des paragraphes 3 et 4, les 
delais de prescription et la priorite applicables, en vertu de la 
legislation d’un Etat contractant, ä une creance fiscale en raison 
de sa nature en tant que teile ne s’appliquent pas ä une creance 
fiscale acceptee par cet Etat aux fins du paragraphe 3 ou 4. En 
outre, une creance fiscale acceptee par un Etat contractant aux 
fins du paragraphe 3 ou 4 ne peut se voir appliquer aucune prio¬ 
rite dans cet Etat en vertu de la legislation de l’autre Etat contrac¬ 
tant. 

(6) Les procedures concernant l’existence, la validite ou le 
montant d’une creance fiscale d'un Etat contractant ne sont pas 
soumises aux tribunaux ou Organes administratifs de l’autre Etat 
contractant. 

(7) Lorsqu’ä tout moment apres qu’une demande a ete formu- 
lee par un Etat contractant en vertu du paragraphe 3 ou 4 et 
avant que l’autre Etat ait recouvre et transmis le montant de la 
creance fiscale en question au premier Etat, cette creance fiscale 
cesse d’etre: 

a) dans le cas d’une demande presentee en vertu du para¬ 
graphe 3, une creance fiscale du premier Etat qui est recou¬ 
vrable en vertu des lois de cet Etat et est due par une per¬ 
sonne qui, ä ce moment, ne peut, en vertu des lois de cet 
Etat, empecher son recouvrement, ou 

b) dans le cas d’une demande presentee en vertu du para¬ 
graphe 4, une creance fiscale du premier Etat ä l’egard de 
laquelle cet Etat peut, en vertu de sa legislation, prendre des 
mesures conservatoires pour assurer son recouvrement, 

l’autorite competente du premier Etat notifie promptement ce fait 
ä l’autorite competente de l’autre Etat et le premier Etat, au choix 
de l’autre Etat, suspend ou retire sa demande. 

(8) Les dispositions du present article ne peuvent en aucun 
cas etre interpretees comme imposant ä un Etat contractant 
l’obligation: 

a) de prendre des mesures administratives derogeant ä sa 
legislation et ä sa pratique administrative ou ä celles de 
l’autre Etat contractant; 

b) de prendre des mesures qui seraient contraires ä l’ordre 
public; 

c) de preter assistance si l’autre Etat contractant n’a pas pris 
toutes les mesures raisonnables de recouvrement ou de 
Conservation, selon le cas, qui sont disponibles en vertu de 
sa legislation ou de sa pratique administrative; 
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d) Amtshilfe in Fällen zu leisten, in denen der Verwaltungs¬ 
aufwand für diesen Staat in einem eindeutigen Missverhältnis 
zu dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch 
erlangt. 

Artikel 28 

Mitglieder diplomatischer Missionen 
und konsularischer Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrech¬ 
te, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und konsulari¬ 
scher Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völker¬ 
rechts oder aufgrund besonderer völkerrechtlicher Übereinkünfte 
zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen aufgrund der nach den 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder aufgrund besonderer 
völkerrechtlicher Übereinkünfte zustehenden Vorrechte im Emp¬ 
fangsstaat nicht besteuert werden können, steht das Besteue¬ 
rungsrecht dem Entsendestaat zu. 

Artikel 29 

Protokoll 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 30 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika¬ 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Berlin ausge¬ 
tauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten 
anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
erhoben werden, die am oder nach dem 1. Januar des 
Kalenderjahrs beginnen, das dem Jahr folgt, in dem das 
Abkommen in Kraft getreten ist; 

c) in Bezug auf den Informationsaustausch im Sinne des 
Artikels 26 ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs, das dem 
Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist und 
Anwendung findet; 

d) in Bezug auf die Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern 
im Sinne des Artikels 27 am oder nach dem 1. Januar des 
Kalenderjahrs, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in 
Kraft getreten ist und Anwendung findet. 

(3) Das am 23. Dezember 1975 in Tunis Unterzeichnete Ab¬ 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tunesischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermö¬ 
gen sowie das dazugehörende Schlussprotokoll vom selben Tag 
treten mit Inkrafttreten dieses Abkommens außer Kraft; sie sind 
ab dem Zeitpunkt, ab dem dieses Abkommen Anwendung findet, 
nicht mehr anzuwenden. 

Artikel 31 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch 
kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines jeden 
Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des Inkraft¬ 
tretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem anderen 
Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen; in 


d) de preter assistance dans les cas oü la Charge administrative 
qui en resulte pour cet Etat est nettement disproportionnee 
par rapport aux avantages qui peuvent en etre tires par l’autre 
Etat contractant. 

Article 28 
Membres des 

missions diplomatiques et postes consulaires 

(1) Les dispositions de la presente Convention ne portent pas 
atteinte aux Privileges fiscaux dont beneficient les membres des 
missions diplomatiques et postes consulaires en vertu soit des 
regles generales du droit international, soit des dispositions d’ac- 
cords internationaux particuliers. 

(2) Dans la mesure oü, en raison de tels Privileges accordes 
en vertu des regles generales du droit international ou aux termes 
des dispositions d’accords internationaux particuliers, le revenu 
ou la fortune ne sont pas imposables dans l’Etat accreditaire, le 
droit d’imposition est reserve ä l’Etat accreditant. 

Article 29 

Protocole 

Le protocole joint en annexe fait partie integrante de la pre¬ 
sente Convention. 

Article 30 
Entree en vigueur 

(1) La presente Convention sera ratifiee et les Instruments de 
ratification seront echanges ä Berlin aussitöt que possible. 

(2) La Convention entrera en vigueur des l’echange des Ins¬ 
truments de ratification et s’appliquera dans chacun des Etats 
contractants, 

a) en ce qui concerne les impöts pergus par voie de retenue ä 
la source, aux sommes mises en paiement le 1 er janvier ou 
apres le 1 er janvier de l’annee civile qui suit l’annee au cours 
de laquelle la Convention est entree en vigueur; 

b) en ce qui concerne les autres impöts, ä ceux pergus pour des 
periodes debutant le 1 er janvier ou apres le 1 er janvier de l’an¬ 
nee civile qui suit l’annee au cours de laquelle la Convention 
est entree en vigueur; 

c) en ce qui concerne l’echange de renseignements vise ä l’ar- 
ticle 26 le 1 er janvier ou apres le 1 er janvier de l’annee civile 
qui suit l’annee au cours de laquelle la Convention est entree 
en vigueur et trouvera ä s’appliquer; 

d) en ce qui concerne l’assistance en matiere de recouvre- 
ment des impöts visee ä l’article 27 le 1 er janvier ou apres le 
1 er janvier de l’annee civile qui suit l’annee au cours de 
laquelle la Convention est entree en vigueur et trouvera ä 
s’appliquer. 

(3) La Convention entre la Republique föderale d’Allemagne et 
la Republique Tunisienne en vue d’eviter les doubles impositions 
en matiere d’impöts sur le revenu et sur la fortune signee ä Tunis 
le 23 decembre 1975 ainsi que le protocole final de meme date 
cesseront d’etre en vigueur des l’entree en vigueur de la presente 
Convention; ils ne seront plus applicables ä partir des dates aux- 
quelles la presente Convention trouvera ä s’appliquer. 


Article 31 
Denonciation 

La presente Convention restera en vigueur pendant une duree 
indeterminee; toutefois, chacun des Etats contractants pourra 
la denoncer ä l’autre Etat contractant, par ecrit et par la voie 
diplomatique, jusqu’au 30 juin inclus de toute annee civile apres 
expiration d’une periode de cinq ans ä compter de la date de son 
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diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Kündigungsjahr folgt; 

c) in Bezug auf den Informationsaustausch im Sinne des Arti¬ 
kels 26 und auf die Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern 
im Sinne des Artikels 27 am oder nach dem 1. Januar des 
Kalenderjahrs, das auf das Kündigungsjahr folgt. 

Maßgebend für die Berechnung der Frist ist der Tag des Ein¬ 
gangs der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat. 

Geschehen zu Tunis am 8. Februar 2018 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, arabischer und französischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des arabischen Wortlauts ist der französische 
Wortlaut maßgebend. 


entree en vigueur; dans ce cas, la Convention cessera de s’ap- 
pliquer, 

a) en ce qui concerne les impöts pergus par voie de retenue ä 
la source, aux sommes mises en paiement le 1 er janvier ou 
apres le 1 er janvier de l’annee civile qui suit l’annee de la 
denonciation; 

b) en ce qui concerne les autres impöts, ä ceux pergus pour des 
periodes debutant le 1 er janvier ou apres le 1 er janvier de l’an¬ 
nee civile qui suit l’annee de la denonciation; 

c) en ce qui concerne l’echange de renseignements vise ä 
l’article 26 et l’assistance en matiere de recouvrement des 
impöts visee ä l’article 27, le 1 er janvier ou apres le 1 er janvier 
de l’annee civile qui suit l’annee de la denonciation. 

La date ä prendre en compte pour le calcul du delai sera la date 
de reception de la denonciation par l’autre Etat contractant. 

Fait ä Tunis, le 8 fevrier 2018, en double exemplaire, en 
langues allemande, arabe et frangaise, les trois textes faisant foi. 
En cas de divergence dans l’interpretation du texte allemand et 
du texte arabe, le texte frangais prevaudra. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la Republique föderale d’Allemagne 

A. Reinicke 

Für die Tunesische Republik 
Pour la Republique Tunisienne 

Mohamed Ridha Chalghoum 
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Protokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 8. Februar 2018 


Protocole 

relatif ä la Convention 
entre la Republique föderale d’Allemagne 
et la Republique Tunisienne 
en vue d’eviter les doubles impositions 
en matiere d’impöts sur le revenu et sur la fortune du 8 fevrier 2018 


Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen haben die beiden Vertrags¬ 
staaten die nachstehenden Bestimmungen vereinbart: 

1. Zu Artikel 7: 

a) Bei der Anwendung des Artikels 7 dieses Abkommens 
werden bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte, 
durch die ein Unternehmen des einen Vertragsstaats seine 
Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausübt, Beträge im Zu¬ 
sammenhang mit dem Verkauf von Gütern oder mit anderen 
Geschäftstätigkeiten, die unmittelbar vom Stammhaus in 
dem Vertragsstaat, in dem sich die Betriebsstätte befindet, 
getätigt werden, nicht berücksichtigt. 

Dies gilt auch, wenn das Stammhaus 

aa) Güter oder Waren verkauft, die gleicher oder ähnlicher 
Art sind, wie die durch die Betriebsstätte verkauften 
Güter oder Waren, oder 

bb) andere Geschäftstätigkeiten erbringt, die gleicher oder 
ähnlicher Art sind, wie die durch die Betriebsstätte 
erbrachten anderen Geschäftstätigkeiten. 

b) Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Ver¬ 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb¬ 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstun¬ 
gen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Aufträgen, die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
Gesamtvertragspreises, sondern nur auf der Grundlage des 
Teils des Vertrags ermittelt, der mittelbar oder unmittelbar von 
dieser Betriebsstätte durchgeführt wird. Gewinne aus der 
Lieferung von Waren an die Betriebsstätte oder Gewinne im 
Zusammenhang mit dem Teil des Vertrags, der in dem Ver¬ 
tragsstaat durchgeführt wird, in dem der Sitz des Stamm¬ 
hauses des Unternehmens liegt, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. Im Zusammenhang mit dieser Lieferung 
oder mit diesem Teil des Vertrags getätigte Aufwendungen 
können auf der Ebene der Betriebsstätte nicht in Abzug 
gebracht werden. 

c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder technischer 
Art oder für Konstruktionsverträge einschließlich dazugehö¬ 
riger Blaupausen oder für Beratungs- oder Überwachungs¬ 
tätigkeit gelten als Vergütungen, auf die Artikel 7 des Abkom- 


Au moment de proceder ä la signature de la Convention entre 
la Republique föderale d’Allemagne et la Republique Tunisienne 
en vue d'eviter les doubles impositions en matiere d’impöts sur 
le revenu et sur la fortune, les deux Etats contractants, sont 
convenus des dispositions suivantes: 

1. Ad article 7: 

a) Pour l’application des dispositions de I'article 7 de ia pre¬ 
sente Convention, ne sont pas pris en consideration, pour la 
determination des benefices d’un etablissement stable par 
l’intermediaire duquel une entreprise d’un Etat contractant 
exerce son activite dans l’autre Etat contractant, les montants 
imputables aux ventes de biens ou autres activites commer- 
ciales exercees directement par le siege dans I’Etat contrac¬ 
tant oü est situe l’etablissement stable. 

Cette disposition s’applique egalement lorsque le siege 

aa) vend des biens ou des marchandises de meme nature 
que ceux qui sont vendus par l’etablissement stable, ou 
de nature analogue, 

bb) exerce des activites commerciales de meme nature que 
celles qui sont exercees par l’etablissement stable, ou 
de nature analogue. 

b) Dans le cas de contrats, s’agissant notamment de contrats 
d’etude, de fourniture, d’installation ou de construction 
d’equipements ou d’etablissements industriels, commerciaux 
ou scientifiques, ou d’ouvrages publics, lorsque l’entreprise 
a un etablissement stable dans l’autre Etat contractant, les 
benefices de cet etablissement stable ne sont pas determi- 
nes sur la base du montant total du contrat, mais seulement 
sur la base de la pari du contrat qui est directement ou indi- 
rectement executee par cet etablissement stable. Les bene¬ 
fices tires de la livraison de marchandises ä l’etablissement 
stable et ceux afferents ä la part du contrat qui est executee 
dans I’Etat contractant oü est situe le siege central de l’en¬ 
treprise ne sont imposables que dans cet Etat. Aucune 
Charge relative ä cette livraison ou ä cette part du contrat 
n’est deductible au niveau de l’etablissement stable. 


c) Les remunerations payees pour des prestations de Services 
techniques, y compris pour la realisation de projets ä carac- 
tere scientifique, geologique ou technique, pour des contrats 
de construction, y compris la mise ä la disposition des 
«bleus» y afferents, ou pour des activites de conseil ou de 
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mens anzuwenden ist. Satz 1 gilt nicht für Dienstleistungen 
im Sinne des Artikels 12 Absatz 3. 


2. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Artikel 10 und 11 können Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter 
oder Einkünfte aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobliga¬ 
tionen im Sinne des deutschen Rechts nach diesem Recht be¬ 
steuert werden, wenn sie bei der Ermittlung der Gewinne des 
Schuldners abzugsfähig sind. 

3. Zur Quellenbesteuerung: 

a) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, 
Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Einkünfte im 
Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erstgenann¬ 
ten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem nach 
seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch 
dieses Abkommen nicht berührt. Die im Abzugsweg erhobe¬ 
ne Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu erstatten, 
wenn und soweit sie durch das Abkommen ermäßigt wird 
oder entfällt. 

b) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des vierten 
auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugsteuer auf 
die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder anderen Ein¬ 
künfte folgenden Jahres eingereicht werden. 

c) Ungeachtet des Buchstabens a wird jeder Vertragsstaat 
Verfahren dafür schaffen, dass Zahlungen von Einkünften, die 
nach diesem Abkommen im Quellenstaat keiner oder nur 
einer ermäßigten Steuer unterliegen, ohne oder nur mit dem 
Steuerabzug erfolgen können, der im jeweiligen Artikel vor¬ 
gesehen ist. 

d) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann eine 
Bescheinigung der zuständigen Behörde über die Ansässig¬ 
keit im anderen Vertragsstaat verlangen. 

e) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Einver¬ 
nehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und gege¬ 
benenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im Ab¬ 
kommen vorgesehenen Steuerermäßigungen oder Steuer¬ 
befreiungen festlegen. 

4. Zu Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe c: 

Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe c bezieht sich auf Tätigkeiten aus 

1. der Land- und Forstwirtschaft, 

2. der Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung oder Montage von 
Sachen, der Erzeugung von Energie sowie dem Aufsuchen 
und der Gewinnung von Bodenschätzen, 

3. dem Betrieb von Kreditinstituten oder Versicherungsunter¬ 
nehmen, die für ihre Geschäfte einen in kaufmännischer 
Weise eingerichteten Betrieb unterhalten, es sei denn, die 
Geschäfte werden überwiegend mit in der Bundesrepublik 
Deutschland unbeschränkt Steuerpflichtigen, die zu mehr als 
der Hälfte an einer ausländischen Gesellschaft beteiligt sind, 
oder solchen Steuerpflichtigen nahe stehenden Personen be¬ 
trieben, 

4. dem Handel, soweit nicht 

a) ein in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt 
Steuerpflichtiger, der zu mehr als der Hälfte an einer aus¬ 
ländischen Gesellschaft beteiligt ist, oder eine einem 
solchen Steuerpflichtigen nahe stehende Person, die mit 
ihren Einkünften hieraus in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land steuerpflichtig ist, der ausländischen Gesellschaft 
die Verfügungsmacht an den gehandelten Gütern oder 
Waren verschafft, oder 


surveillance sont considerees comme des remunerations 
auxquelles s’appliquent les dispositions de l’article 7 de 
la Convention. Ces dispositions ne s’appliquent pas aux 
Services vises au paragraphe 3 de l’article 12. 

2. Ad articles 10 et 11: 

Nonobstant les dispositions des articles 10 et 11, les revenus 
qu’un «stiller Gesellschafter» tire de sa participation comme 
tel ou les revenus provenant de «partiarische Darlehen» ou de 
«Gewinnobligationen» au sens de la legisation ailemande sont 
imposables selon cette legislation lorsqu’ils sont deductibles 
pour la determination des benefices du debiteur. 

3. Concernant la retenue ä la source: 

a) Lorsque dans un Etat contractant les dividendes, les interets, 
les redevances ou tout autre revenu pergus par un resident 
de l’autre Etat contractant sont imposes par voie de retenue 
ä la source, les dispositions de la presente Convention n’af- 
fectent pas le droit, pour le premier Etat, d’appliquer la rete¬ 
nue au taux prevu par sa legislation interne. Cette retenue 
doit etre remboursee, ä la demande de l’interesse, si et dans 
la mesure oü eile est reduite ou supprimee par la Convention. 


b) Les demandes de remboursement doivent etre presentees 
avant la fin de la quatrieme annee civile suivant celle de i’eta- 
blissement de l’impöt ä la source sur les dividendes, interets, 
redevances ou autres revenus. 

c) Nonobstant les dispositions de l’alinea a), chacun des Etats 
contractants prendra des dispositions pour que les verse- 
ments de revenus qui, en vertu de la presente Convention, 
ne sont assujettis dans I’Etat de la source ä aucun impöt ou 
y sont assujettis uniquement ä un impöt reduit puissent etre 
effectues sans retenue ä la source ou uniquement avec la 
retenue ä la source prevue dans l’article concerne. 

d) L’Etat contractant d’oü proviennent les revenus peut exiger 
une attestation de l’autorite competente de l’autre Etat 
contractant certifiant la residence dans cet autre Etat. 

e) Les autarkes competentes peuvent, d’un commun accord, 
preciser les modalites d’application du present article et 
prendre, le cas echeant, d’autres dispositions pour la mise 
en oeuvre des reductions ou exonerations d’impöt prevues 
par la Convention. 

4. Ad article 23, paragraphe 2, alinea c): 

Le paragraphe 2, alinea c), de l’article 23 s’applique aux activi- 

tes 

1. de l’agriculture et de la sylviculture, 

2. de la fabrication, de l’ouvraison, de la transformation ou du 
montage de biens et d’objets, de la production d’energie 
ainsi que de la prospection et de l’extraction de ressources 
du sous-sol, 

3. de l’exploitation d’etablissements de credit ou de societes 
d’assurances entretenant pour les besoins de leurs opera- 
tions une structure dotee d’equipements commerciaux, ä 
moins que ces operations ne soient realisees principalement 
avec des personnes assujetties ä ['Obligation fiscale illimitee 
en Republique föderale d’Allemagne qui detiennent une 
participation de plus de la moitie dans une societe etrangere 
ou avec des personnes associees auxdits assujettis, 

4. du commerce pour autant 

a) qu’une personne assujettie ä l’obligation fiscale illimitee 
en Republique föderale d’Allemagne qui detient une par¬ 
ticipation de plus de la moitie dans une societe etrangere 
ou une personne associee audit assujetti qui est imposa- 
ble en Republique föderale d’Allemagne ä raison des 
revenus tires du commerce ne confere pas ä la societe 
etrangere le droit de disposer des biens ou des marchan- 
dises qui font l’objet du commerce ou 
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b) eine ausländische Gesellschaft einem solchen Steuer¬ 
pflichtigen oder einer solchen nahe stehenden Person die 
Verfügungsmacht an den Gütern oder Waren verschafft, 

es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass die aus¬ 
ländische Gesellschaft einen für derartige Handelsgeschäfte 
in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 
unter Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 
unterhält und die zur Vorbereitung, dem Abschluss und der 
Ausführung der Handelsgeschäfte gehörenden Tätigkeiten 
ohne Mitwirkung eines solchen Steuerpflichtigen oder einer 
solchen nahe stehenden Person ausübt, 

5. Dienstleistungen, soweit nicht 

a) eine ausländische Gesellschaft für die Dienstleistung sich 
eines in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt 
Steuerpflichtigen, der zu mehr als der Hälfte an ihr betei¬ 
ligt ist, oder einer einem solchen Steuerpflichtigen nahe 
stehenden Person bedient, die mit ihren Einkünften aus 
der von ihr beigetragenen Leistung in der Bundesrepublik 
Deutschland steuerpflichtig ist, 

oder 

b) eine ausländische Gesellschaft die Dienstleistung einem 
solchen Steuerpflichtigen oder einer solchen nahe ste¬ 
henden Person erbringt, es sei denn, der Steuerpflichtige 
weist nach, dass die ausländische Gesellschaft einen für 
das Bewirken derartiger Dienstleistungen eingerichteten 
Geschäftsbetrieb unter Teilnahme am allgemeinen wirt¬ 
schaftlichen Verkehr unterhält und die zu der Dienst¬ 
leistung gehörenden Tätigkeiten ohne Mitwirkung eines 
solchen Steuerpflichtigen oder einer solchen nahe ste¬ 
henden Person ausübt, 

6. der Vermietung und Verpachtung, ausgenommen 

a) die Überlassung der Nutzung von Rechten, Plänen, 
Mustern, Verfahren, Erfahrungen und Kenntnissen, es sei 
denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass die ausländi¬ 
sche Gesellschaft die Ergebnisse eigener Forschungs¬ 
oder Entwicklungsarbeit auswertet, die ohne Mitwirkung 
eines in Deutschland Steuerpflichtigen, der zu mehr als 
der Hälfte an der Gesellschaft beteiligt ist, oder einer 
einem solchen Steuerpflichtigen nahe stehenden Person 
unternommen worden ist, 

b) die Vermietung oder Verpachtung von Grundstücken, es 
sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass die Ein¬ 
künfte daraus nach diesem Abkommen steuerbefreit 
wären, wenn sie von den in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land unbeschränkt Steuerpflichtigen, die zu mehr als der 
Hälfte an der ausländischen Gesellschaft beteiligt sind, 
unmittelbar bezogen worden wären, und 

c) die Vermietung oder Verpachtung von beweglichen Sa¬ 
chen, es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass 
eine ausländische Gesellschaft einen Geschäftsbetrieb 
gewerbsmäßiger Vermietung oder Verpachtung unter Teil¬ 
nahme am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr unterhält 
und alle zu einer solchen gewerbsmäßigen Vermietung 
oder Verpachtung gehörenden Tätigkeiten ohne Mitwir¬ 
kung eines in der Bundesrepublik Deutschland unbe¬ 
schränkt Steuerpflichtigen, der zu mehr als der Hälfte an 
ihr beteiligt ist, oder einer einem solchen Steuerpflichtigen 
nahe stehenden Person ausübt. 

5. Zu Artikel 26: 

Soweit nach Artikel 26 personenbezogene Daten übermittelt 

werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
in Übereinstimmung mit Artikel 26 Absatz 2 nur zu dem von 
der übermittelnden Stelle angegebenen Zweck und nur zu 
den durch die übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedin¬ 
gungen zulässig. 


b) qu’une societe etrangere ne confere pas ä un tel assujetti 
ou ä une teile personne associee le droit de disposer des 
biens ou des marchandises, 

ä moins que l’assujetti ne prouve que la societe etrangere 
entretient pour les besoins de telles transactions 
commerciales une structure dotee d’equipements 
commerciaux en participant aux echanges economiques 
generaux et qu’elle exerce les activites afferentes ä la 
preparation, ä la conclusion et ä l’execution des transactions 
commerciales sans le concours d’un tel assujetti ou d’une 
teile personne associee, 

5. de prestations de Services pour autant 

a) qu’une societe etrangere n’a pas recours pour leur reali- 
sation aux Services d’une personne assujettie ä l’obliga- 
tion fiscale illimitee en Republique föderale d’Allemagne 
qui detient une participation de plus de la moitie dans 
ladite societe ou d’une personne associee audit assujetti 
qui est imposable en Republique föderale d’Allemagne ä 
raison des revenus tires de la realisation de la prestation 
de Services ou 


b) qu’une societe etrangere ne fournit pas la prestation de 
Services ä un tel assujetti ou ä une teile personne asso- 
ciee, ä moins que l’assujetti ne prouve que la societe 
etrangere entretient pour la realisation des prestations de 
Services une structure equipee ä cet effet en participant 
aux echanges economiques generaux et qu’elle exerce 
les activites afferentes ä la prestation de Services sans le 
concours d’un tel assujetti ou d’une teile personne asso- 
ciee, 

6. de la location ä l’exception 

a) de la concession de l’usage de droits, plans, modeles, pro- 
cedes, experiences et connaissances, ä moins que l’assujetti 
ne prouve que la societe etrangere exploite les resultats de 
ses propres travaux de recherche ou de developpement, 
realises sans le concours d'une personne assujettie ä l’obli- 
gation fiscale en Republique föderale d’Allemagne qui detient 
une participation de plus de la moitie dans ladite societe ou 
d’une personne associee audit assujetti, 

b) de la location de biens immobiliers ä moins que l’assujetti ne 
prouve que les revenus provenant de cette location auraient 
ete exoneres de l'impöt en application de la presente 
Convention s'ils avaient ete pergus directement par les per- 
sonnes assujetties ä l’obligation fiscale illimitee en Repu- 
blique föderale d’Allemagne qui detiennent une participation 
de plus de la moitie dans la societe etrangere, 

c) de la location de biens mobiliers ä moins que l’assujetti ne 
prouve qu’une societe etrangere entretient une structure de 
location professionnelle en participant aux echanges econo- 
miques generaux et exerce toutes les activites afferentes ä 
cette location professionnelle sans le concours d’une per¬ 
sonne assujettie ä l’obligation fiscale illimitee en Republique 
föderale d’Allemagne qui detient une participation de plus de 
la moitie dans ladite societe ou d’une personne associee 
audit assujetti. 


5. Ad article 26: 

Si, en application des dispositions de l’article 26, des donnees 
ä caractere personnel sont communiquees, il y a Neu d’appliquer 
les dispositions complementaires suivantes: 

a) Le Service destinataire des donnees ne peut les utiliser, 
conformement aux dispositions du paragraphe 2 de l'arti- 
cle 26, qu’aux fins indiquees et que dans les conditions pres- 
crites par le Service qui les a communiquees. 
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b) Ungeachtet des Artikels 26 Absatz 2 können die Daten zu 
anderen Zwecken verwendet werden, wenn sie nach dem 
Recht beider Staaten für diese anderen Zwecke verwendet 
werden können und die zuständige Behörde des übermitteln¬ 
den Staates dieser Verwendung zugestimmt hat. Ohne vor¬ 
herige Zustimmung der zuständigen Behörde des übermit¬ 
telnden Staates ist eine Verwendung für andere Zwecke nur 
zulässig, wenn sie zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden 
dringenden Gefahr für das Leben, die körperliche Unversehrt¬ 
heit oder die persönliche Freiheit einer Person oder für 
bedeutende Vermögenswerte erforderlich ist und Gefahr im 
Verzug besteht. In diesem Fall ist die zuständige Behörde 
des übermittelnden Staates unverzüglich um nachträgliche 
Genehmigung der Zweckänderung zu ersuchen. Wird die 
Genehmigung verweigert, ist die weitere Verwendung der 
Informationen für den anderen Zweck unzulässig; ein durch 
die zweckändernde Verwendung der Informationen entstan¬ 
dener Schaden ist zu ersetzen. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten und ihre voraussichtliche Erheblich¬ 
keit im Sinne des Artikels 26 Absatz 1 Satz 1 und die Verhält¬ 
nismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung verfolg¬ 
ten Zweck zu achten. Voraussichtlich erheblich sind die 
Daten, wenn im konkreten Fall die ernstliche Möglichkeit be¬ 
steht, dass der andere Vertragsstaat ein Besteuerungsrecht 
hat und keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Daten 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats bereits 
bekannt sind oder dass die zuständige Behörde des anderen 
Vertragsstaats ohne die Auskunft von dem Gegenstand des 
Besteuerungsrechts Kenntnis erlangt. Erweist sich, dass un¬ 
richtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durf¬ 
ten, übermittelt worden sind, so ist dies der empfangenden 
Stelle unverzüglich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die Be¬ 
richtigung oder Löschung solcher Daten unverzüglich vor¬ 
zunehmen. Sind Daten ohne Ersuchen übermittelt worden, 
hat die empfangende Stelle unverzüglich zu prüfen, ob die 
Daten für den Zweck erforderlich sind, für den sie übermittelt 
worden sind; nicht benötigte Daten hat sie unverzüglich zu 
löschen. 

d) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen im Einzelfall zum Zweck der Auskunftserteilung 
an den Betroffenen über die Verwendung der Daten und die 
dadurch erzielten Ergebnisse. 

e) Die empfangende Stelle hat den Betroffenen über die Daten¬ 
erhebung bei der übermittelnden Stelle zu informieren; es sei 
denn, dass die Daten ohne Ersuchen übermittelt wurden. Die 
Information kann unterbleiben, soweit und solange eine 
Abwägung ergibt, dass das öffentliche Interesse an dem 
Unterbleiben der Information gegenüber dem Informations¬ 
interesse des Betroffenen überwiegt. 

f) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen¬ 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Buchstabe e Satz 2 gilt 
entsprechend. 

g) Wird jemand im Zusammenhang mit Übermittlungen im Rah¬ 
men des Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechts¬ 
widrig geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle 
nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich 
im Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch den übermittelnden 
Staat verursacht worden ist. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich¬ 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo¬ 
genen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaat¬ 
liche Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezoge¬ 
nen Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist 
diese Stelle die empfangende Stelle darauf hin. In jedem Fall 


b) Nonobstant les dispositions du paragraphe 2 de l’article 26, 
les renseignements peuvent etre utilises ä d’autres fins si, se- 
lon le droit des deux Etats, ils peuvent etre utilises ä ces au- 
tres fins et si l’autorite competente de I’Etat qui les a com- 
muniques a donne son accord ä cette utilisation. Sans 
l’accord prealable de l’autorite competente de I’Etat qui a 
communique les renseignements, une utilisation ä d’autres 
fins n’est autorisee que si eile est necessaire, dans le cas 
concerne, ä la prevention d’un danger imminent menagant 
soit la vie, l’integrite physique ou la liberte personnelle d’une 
personne, soit des biens de valeur et qu'il y a peril en la 
demeure. Dans ce cas, l’autorisation ä posteriori de la modi- 
fication des fins doit etre sollicitee sans delai aupres de l’au- 
torite competente de I’Etat qui a communique les renseigne¬ 
ments. En cas de refus de l’autorisation, les renseignements 
ne peuvent plus etre utilises ä ces autres fins ; tout prejudice 
cause par l’utilisation des renseignements aux fins non pre- 
vues doit etre repare. 

c) Le Service qui communique les donnees est tenu de veiller ä 
leur exactitude et de s’assurer de la vraisemblance de leur 
pertinence, au sens des dispositions de la premiere phrase 
du paragraphe 1 de l'article 26, et de l’adequation de cette 
communication par rapport ä l’objectif poursuivi. Les don¬ 
nees sont vraisemblablement pertinentes lorsque, dans le 
cas concerne, il est tres possible que l’autre Etat contractant 
detienne un droit d’imposition et qu’aucun element ne per- 
met de penser que l’autorite competente de l’autre Etat 
contractant ait dejä connaissance des donnees ou que l’au- 
torite competente de l’autre Etat contractant, sans les rensei¬ 
gnements, prenne connaissance de l’objet auquel s’applique 
le droit d’imposition. S’il apparait que des donnees inexactes 
ou des donnees qui n’auraient pas dü etre communiquees 
l’ont ete, le Service destinataire doit en etre immediatement 
avise. Celui-ci est tenu de proceder sans delai ä la rectifica- 
tion ou ä la radiation des donnees concernees. Lorsque des 
donnees ont ete communiquees sans avoir ete sollicitees, 
le Service destinataire est tenu d’examiner sans delai si elles 
sont necessaires aux fins pour lesquelles elles ont ete com¬ 
muniquees; il est tenu de radier sans delai les donnees non 
requises. 

d) Le Service destinataire des donnees informe sur demande 
dans le cas concerne le Service qui les a communiquees, afin 
de renseigner la personne concernee, de l’utilisation qu’il a 
faite des donnees et des resultats obtenus. 

e) Le Service destinataire des donnees est tenu d’informer la 
personne concernee de la saisie des donnees, sauf si elles 
ont ete communiquees sans avoir ete sollicitees. Cette Infor¬ 
mation peut, le cas echeant, ne pas etre fournie s’il apparait 
que l’interet public qu’il y a ä ne pas la communiquer prime 
l’interet individuel de la personne concernee ä l’obtenir. 

f) La personne concernee par des donnees doit, sur demande, 
etre renseignee sur les donnees communiquees ä son sujet 
et sur l’usage qu’il est prevu d'en faire. Les dispositions de 
la deuxleme phrase de Palinea e) s’appliquent par analogie. 

g) Si, en lien avec des Communications effectuees dans le cadre 
des echanges de renseignements prevus par la presente 
Convention, une personne subit un prejudice indu, la respon- 
sabilite en est assumee par le Service destinataire dans les 
conditions prevues par la legislation nationale. Ce Service 
ne peut faire valoir ä sa decharge, ä l’egard de la personne 
lesee, que le prejudice a ete cause par l’Etat qui a communi¬ 
que les donnees. 

h) Le Service qui communique les donnees et le Service desti¬ 
nataire sont tenus d’enregistrer dans leurs dossiers la com¬ 
munication et la reception de ces donnees. 

i) Si la legislation nationale ä laquelle doit se conformer le 
Service qui communique les donnees prevoit des prescrip- 
tions particulieres pour la radiation des donnees ä caractere 
personnel communiquees, ce Service le Signale au service 
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sind die übermittelten personenbezogenen Daten zu löschen, 
sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, 
nicht mehr erforderlich sind. 

j) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich¬ 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam ge¬ 
gen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbe¬ 
fugte Bekanntgabe zu schützen. 


destinataire. Dans tous les cas, les donnees ä caractere per- 
sonnel communiquees doivent etre radiees des qu’elles ne 
sont plus necessaires aux fins pour lesquelles eiles ont ete 
communiquees. 

j) Le Service qui communique les donnees et le service desti¬ 
nataire sont tenus de proteger efficacement les donnees ä 
caractere personnel communiquees contre tout acces, toute 
modification et toute transmission non autorises. 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das in Tunis am 8. Februar 2018 Unterzeichnete Abkom¬ 
men zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tunesischen Republik zur Vermeidung der Doppelbe¬ 
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen wird das geltende Doppelbesteue¬ 
rungsabkommen vom 23. Dezember 1975 (BGBl. 1976 II 
S. 1653, 1654) ersetzen, welches nicht mehr dem Stand 
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Staa¬ 
ten entspricht. 

Doppelbesteuerungen stellen bei internationaler wirt¬ 
schaftlicher Betätigung ein erhebliches Hindernis für 
Handel und Investitionen dar. Durch das neue Abkommen 
sollen zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbezie¬ 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Tunesischen Republik derartige steuerliche Hinder¬ 
nisse besser abgebaut werden, als es nach dem gelten¬ 
den Abkommen möglich ist. Die steuerlichen Rahmen¬ 
bedingungen bilden bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten 
regelmäßig eine wichtige Grundlage für gegenwärtige und 
zukünftige Investitionen. 

Die im Jahr 2006 begonnenen Verhandlungen führten 
nach drei Verhandlungsrunden im Jahr 2010 zu einer ers¬ 
ten Paraphierung eines Abkommensentwurfs in Anleh¬ 
nung an das OECD-Musterabkommen 2005. Es wurden 
anschließend Anpassungen notwendig, die dazu führten, 
dass 2014 zu dem erweiterten Informationsaustausch in 
Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe c eine Klausel vereinbart 
werden konnte, mit der sichergestellt wird, dass die Bun¬ 
desrepublik Deutschland steuerliche Informationen nicht 
übermitteln muss, wenn zu befürchten ist, dass die Infor¬ 
mationen in einem Verfahren verwendet werden können, 
das zur Verhängung und Vollstreckung der Todesstrafe 
führt. Ebenso darf die Tunesische Republik bereits über¬ 
mittelte steuerliche Informationen in einem solchen Ver¬ 
fahren nicht verwenden und hat dafür Sorge zu tragen, 
dass es nicht durch Veröffentlichung von Informationen in 
einem Gerichtsverfahren zu einer solchen Verwendung 
kommt. Nach dem Sprachabgleich der drei Sprachfas- 
sungen konnte das Abkommen schließlich am 8. Februar 
2018 unterzeichnet werden. 

Um die nach Jahren erreichten Verhandlungsergebnisse 
nicht zu gefährden, wurde 2017 darauf verzichtet, die 
Verhandlungen wieder zu öffnen, um die Ergebnisse des 
OECD-Projekts gegen Gewinnkürzung und Gewinnverla¬ 
gerung multinationaler Unternehmen („Base Erosion and 
Profit Shifting - BEPS“) in das Abkommen aufzunehmen. 
Soweit nicht dem BEPS-Standard inhaltlich entsprechen¬ 
de Klauseln ohnehin im Abkommen enthalten sind, plant 
die Bundesregierung, im zeitlichen Anschluss an das 
Inkrafttreten des neuen Abkommens, der Tunesischen 
Republik einen diesbezüglichen Entwurf eines Ände¬ 
rungsprotokolls zur Umsetzung des von der Bundes¬ 
republik Deutschland am 7. Juni 2017 Unterzeichneten 
Mehrseitigen Übereinkommen zur Umsetzung steuer¬ 
abkommensbezogener Maßnahmen zur Verhinderung 
der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (MLI) zu 
übersenden. Die Tunesische Republik hat das MLI am 
24. Januar 2018 unterzeichnet. Damit ist bereits sicherge¬ 
stellt, dass beide Vertragsstaaten die Auffassung zu den 
Mindeststandards des MLI teilen. Es bleibt auszuloten, 
inwieweit darüberhinausgehende Regelungen des MLI im 


Rahmen eines Änderungsprotokolls umgesetzt werden 
können. 

Strukturell und inhaltlich orientiert sich das neue Abkom¬ 
men am zu Beginn der Verhandlungen aktuellen OECD- 
Musterabkommen 2005. 

Dem OECD-Musterabkommen folgend regeln die Arti¬ 
kel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertrages sowie 
die für die Anwendung des Abkommens notwendigen 
allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die Artikel 6 bis 22 
weisen dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat Besteue¬ 
rungsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und für das 
Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vorschriften zur Ver¬ 
meidung der Doppelbesteuerung durch den Ansässig¬ 
keitsstaat für die Einkünfte und Vermögenswerte, die der 
Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuern darf. Die Arti¬ 
kel 24 bis 31 regeln den Schutz vor Diskriminierung, die 
zur Durchführung des Abkommens notwendige Zusam¬ 
menarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten und das 
Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere Fragen. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens und enthält 
Regelungen, die Besonderheiten der Steuerrechte der 
Vertragsstaaten berücksichtigen oder die Bestimmungen 
einzelner Artikel des Abkommens konkretisieren sowie 
Klauseln zum Schutz personenbezogener Daten. 

II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungsbe¬ 
reich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen. Die Aufzählung in Absatz 1 gibt abschlie¬ 
ßend die bei Unterzeichnung des Abkommens geltenden 
Steuern wieder, für die das Abkommen allgemein an¬ 
wendbar ist. Um zukünftigen Änderungen des nationalen 
Rechts Rechnung zu tragen, gilt das Abkommen nach 
Absatz 4 ebenso für gleiche oder im Wesentlichen ähn¬ 
liche Steuern, die nach Unterzeichnung des Abkommens 
durch die Vertragsstaaten eingeführt werden. 

Für die Anwendung der Artikel 23, 25 und 26 des Abkom¬ 
mens gilt das Abkommen auch für weitere Steuern. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs¬ 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. 

Absatz 2 enthält die übliche Regel, dass im Abkommen 
nicht bestimmte Begriffe entsprechend dem nationalen 
Steuerrecht des das Abkommen anwendenden Vertrags¬ 
staats auszulegen sind, wenn der Abkommenszusam¬ 
menhang keine andere Auslegung erfordert. 
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Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den für den subjektiven Geltungs¬ 
bereich des Abkommens und für die Abgrenzung der Be¬ 
steuerungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässigkeit. 

Nach Absatz 1 knüpft die Ansässigkeit einer Person an 
die unbeschränkte Steuerpflicht nach innerstaatlichem 
Recht der Vertragsstaaten an. Ansässigkeitsstatus haben 
auch die Vertragsstaaten, ihre Länder und ihre Gebiets¬ 
körperschaften. 

Ist eine natürliche Person nach Absatz 1 in beiden Ver¬ 
tragsstaaten ansässig, wird der Ansässigkeitsstaat der 
Person nach den in Absatz 2 genannten Kriterien be¬ 
stimmt. 

Für den Fall der Doppelansässigkeit von anderen als 
natürlichen Personen ist nach Absatz 3 für die An¬ 
nahme einer Ansässigkeit der Ort der tatsächlichen Ge¬ 
schäftsleitung entscheidend. 

Absatz 4 regelt, dass für Personengesellschaften eine 
Ansässigkeit in dem Vertragsstaat angenommen wird, in 
dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. Diese Regelung bezweckt eine Klarstellung, die 
auch Hintergrund der Regelung in Artikel 3 Absatz 1 MLI 
zu „transparenten Rechtsträgern“ ist. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert den Ausdruck „Betriebsstätte“. Das 
Vorhandensein einer Betriebsstätte ist Voraussetzung da¬ 
für, dass ein Vertragsstaat Gewinne eines Unternehmens 
des anderen Vertragsstaats besteuern darf (Artikel 7). 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ allge¬ 
mein umschrieben. 

Eine nicht abschließende Aufzählung von typischen Bei¬ 
spielen enthält Absatz 2. Die Beispiele können aber 
nur dann zu einer Betriebsstätte führen, wenn die Voraus¬ 
setzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

Bauausführungen und Montagen gelten nach Absatz 3 
künftig nur noch dann als Betriebsstätte, wenn ihre Dauer 
sechs Monate überschreitet. Die darüber hinaus im bis¬ 
herigen Abkommen enthaltene Regelung, die abweichend 
von den Musterabkommen der OECD und der Vereinten 
Nationen (VN) unter bestimmten Umständen eine Be¬ 
gründung einer Betriebsstätte durch Bauausführungen, 
Montagen und damit zusammenhängende Aufsichtstätig¬ 
keiten schon unter sechs Monaten vorsah, wurde nicht 
mehr in das neue Abkommen übernommen. 

Nach Absatz 4 führen die dort aufgeführten Aktivitäten 
ungeachtet der Absätze 1 bis 3 nicht zur Begründung 
einer Betriebsstätte, wenn diese Aktivitäten für sich oder 
zusammengenommen vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen. 

Die Absätze 5 und 7 enthalten unverändert zu den 
Absätzen 4 und 6 des bisherigen Abkommens weitere 
mit dem OECD-Musterabkommen 2005 identische Ab¬ 
grenzungsvorschriften zum abhängigen und unabhängi¬ 
gen Vertreter. Dabei begründet der abhängige Vertreter 
für den Vertretenen regelmäßig eine Betriebsstätte, der 
unabhängige Vertreter jedoch nicht, wenn er im Rahmen 
seiner eigenen ordentlichen Geschäftstätigkeit handelt. 


Auf tunesischen Wunsch und in Anlehnung an das 
Musterabkommen der VN bleibt der bisherige Absatz 5 
auch im neuen Doppelbesteuerungsabkommen als 
Absatz 6 enthalten. Hiernach begründen Versiche¬ 
rungsunternehmen in dem anderen Vertragsstaat eine Be¬ 
triebsstätte, wenn sie dort Prämien einziehen oder dort 
belegene Risiken versichern und sich dazu einer Person 
bedienen, die nicht unabhängiger Vertreter im Sinne des 
Absatzes 7 ist. 

Absatz 8 entspricht dem OECD-Musterabkommen 
2005 und Absatz 7 des bisherigen Abkommens. Danach 
führt allein ein gesellschaftsrechtliches Beherrschungs¬ 
verhältnis nicht dazu, dass eine Tochtergesellschaft für 
die Muttergesellschaft eine Betriebsstätte begründet. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen 2005 wie bisher. 

Absatz 1 bestimmt, dass Einkünfte aus unbeweg¬ 
lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden können, 
in dem das Vermögen liegt. 

Absatz 2 definiert den Ausdruck „unbewegliches Ver¬ 
mögen“. 

Nach Absatz 3 gilt das Besteuerungsrecht des Ver¬ 
tragsstaats, in dem das unbewegliche Vermögen liegt, für 
Einkünfte aus jeglicher Art der Nutzung des Vermögens. 

Absatz 4 bestimmt, dass die Bestimmungen über die 
Besteuerung von Einkünften aus unbeweglichem Ver¬ 
mögen den Regelungen zur Besteuerung von Unterneh¬ 
mensgewinnen und den Regelungen zur Besteuerung 
von Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit vorgehen. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Unternehmens¬ 
gewinne entsprechend dem OECD-Musterabkommen 
2005. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf unverändert zum geltenden Doppelbesteuerungsab¬ 
kommen ein Vertragsstaat den Gewinn von Unternehmen 
mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur insoweit besteuern, 
als der Gewinn einer in seinem Gebiet gelegenen Be¬ 
triebsstätte zuzurechnen ist. 

Die Absätze 2 bis 6 enthalten Ermittlungs-und Zu¬ 
rechnungsvorschriften für Betriebsstättengewinne. Num¬ 
mer 1 Buchstabe a und b des Protokolls zum Abkommen 
enthalten hierzu entsprechend der deutschen Praxis 
bei Doppelbesteuerungsabkommen gegenüber Entwick¬ 
lungsländern klarstellende und ergänzende Regelungen 
wie den Ausschluss der Attraktivkraft der Betriebsstätte 
und das Verbot der Liefergewinnbesteuerung. 

Absatz 7 regelt das Besteuerungsrecht bei Einkünften 
aus der Beteiligung an einer Personengesellschaft. 

Absatz 8 bestimmt das Verhältnis der Betriebsstätten¬ 
besteuerung zu den übrigen durch das Abkommen ge¬ 
regelten Einkunftsarten. Zur Abgrenzung von Unterneh¬ 
mensgewinnen und Einkünften aus Lizenzgebühren 
wurde auf deutschen Wunsch in Nummer 1 Buchstabe c 
des Protokolls zum Abkommen eine klarstellende Rege¬ 
lung getroffen. 
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Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen 2005 und Artikel 8 des geltenden Ab¬ 
kommens in Absatz 1, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur in 
dem Staat besteuert werden dürfen, in dem sich der Ort 
der Geschäftsleitung des Unternehmens befindet, das die 
Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Absatz 2 regelt klarstellend, dass-entsprechend deut¬ 
scher Politik bei Doppelbesteuerungsabkommen - auch 
Einkünfte aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen 
und Luftfahrzeugen sowie aus der Nutzung oder Vermie¬ 
tung von Containern zu den Einkünften im Sinne dieses 
Artikels gehören können. 

Absatz 3 definiert unverändert den Ort der tatsäch¬ 
lichen Geschäftsleitung für den Fall, dass sich dieser an 
Bord eines Seeschiffs befindet. 

Absatz 4 regelt unverändert, dass Absatz 1 auch für 
Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Be¬ 
triebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebs¬ 
stelle gilt. 

Zu Artikel 9 

Nach Absatz 1 gilt für die Abwicklung geschäftlicher 
Beziehungen zwischen verbundenen Unternehmen der 
international anerkannte Grundsatz des Fremdvergleichs. 
Die Vorschrift erlaubt den Finanzbehörden, die Gewinne 
verbundener Unternehmen zu berichtigen, wenn die 
Unternehmen Bedingungen vereinbart haben, die dem 
Grundsatz des Fremdvergleichs nicht entsprechen. 

Absatz 2 sieht vor, dass der andere Vertragsstaat 
zur Vermeidung einer Doppelbelastung infolge einer Ge¬ 
winnberichtigung im Sinne des Absatzes 1 eine Gegen¬ 
berichtigung vornimmt, sofern er die geänderte Gewinn¬ 
berichtigung für begründet erachtet. Um zu einer über¬ 
einstimmenden Abgrenzung der Gewinne zwischen ver¬ 
bundenen Unternehmen zu gelangen, eröffnet Artikel 25 
das Verständigungsverfahren. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividenden 
im Ansässigkeitsstaat des Anteilseigners besteuert wer¬ 
den dürfen. 

Nach Absatz 2 können Dividenden aber auch in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die ausschütten¬ 
de Gesellschaft ansässig ist (Quellenstaat). Das Besteue¬ 
rungsrecht des Quellenstaats ist auf 15 Prozent des 
Bruttobetrags der Dividenden begrenzt. Abweichend vom 
bisherigen Abkommen ist es der deutschen Seite gelun¬ 
gen, den Quellensteuersatz bei Schachtelbeteiligungen zu 
reduzieren. Auf Gewinnausschüttungen an Muttergesell¬ 
schaften darf der Satz zukünftig höchstens 5 Prozent 
betragen, wenn der Muttergesellschaft mindestens 
10 Prozent der stimmberechtigten Anteile der ausschüt¬ 
tenden Gesellschaft unmittelbar gehören. Ein unmittel¬ 
bares Halten der Anteile ist nicht gegeben, wenn die 
Anteile über eine Personengesellschaft gehalten werden. 


Entsprechend der deutschen Politik bei Doppelbesteue¬ 
rungsabkommen hat sich die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land durch Nummer 2 des Protokolls zum Abkommen 
ein unbegrenztes Quellenbesteuerungsrecht gesichert, 
soweit die Zahlungen auf Rechten oder Forderungen mit 
Gewinnbeteiligung (insbesondere Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters) beruhen und sich diese bei der Gewinn¬ 
ermittlung des Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 definiert den Begriff der Dividenden. Die Ab¬ 
sätze 4 und 5 enthalten - wie bisher Absätze 4 
und 6 - den Betriebsstättenvorbehalt und ergänzende 
Bestimmungen zur Abgrenzung des Besteuerungsrechts, 
die auch im OECD-Musterabkommen 2005 vorgesehen 
sind. 

Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen enthält auf 
deutschen Wunsch die künftigen verfahrensmäßigen 
Regelungen zur Umsetzung der im Abkommen vorge¬ 
sehenen Steuerermäßigungen bzw. -befreiungen. Unter 
anderem sind innerstaatlich Verfahren zur Freistellung 
oder Erstattung bei Quellensteuern vorzusehen. Die An¬ 
tragsfrist zur Erstattung von Abzugsteuern wird auf 
vier Jahre nach dem Ende des Jahres der Festsetzung 
der Abzugsteuer festgelegt. Zur Klarstellung ist in Buch¬ 
stabe a Satz 1 bestimmt, dass das Abkommen das 
Recht des Quellenstaats auf Vornahme eines Steuer¬ 
abzugs nach dessen innerstaatlichem Recht nicht be¬ 
rührt. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist wie schon bisher das Besteuerungs¬ 
recht dem Ansässigkeitsstaat des Gläubigers der Zinsen 
zu. 

Nach Absatz 2 hat - wie schon bisher - auch der 
Quellenstaat ein Besteuerungsrecht. 

Die bisherige einheitliche Quellensteuer von 10 Prozent 
des Bruttobetrags der Zinsen ist künftig aufgesplittet: Ist 
der Nutzungsberechtigte eine Bank, beträgt der Quellen¬ 
steuersatz 2,5 Prozent des Bruttobetrags der Zinsen, in 
allen übrigen Fällen grundsätzlich unverändert 10 Prozent. 

Nach Absatz 3 bleiben Zinsen von der Quellensteuer 
befreit, wenn Empfänger der Zinsen die jeweilige Regie¬ 
rung oder die genannten Finanzinstitute sind oder wenn 
das Darlehen durch Gewährleistungen der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland für Ausfuhren oder Direktinvestitionen 
im Ausland gedeckt ist. 

Entsprechend der deutschen Politik bei Doppelbesteue¬ 
rungsabkommen hat sich die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land durch Nummer 2 des Protokolls zum Abkommen ein 
unbegrenztes Quellensteuerrecht gesichert, soweit die 
Zahlungen auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbe¬ 
teiligung beruhen (insbesondere Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters) und sich diese bei der Gewinnermittlung 
des Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen enthält auf 
deutschen Wunsch die künftigen verfahrensmäßigen 
Regelungen zur Umsetzung der im Abkommen vorge¬ 
sehenen Steuerermäßigungen bzw. -befreiungen. Unter 
anderem sind innerstaatlich Verfahren zur Freistellung 
oder Erstattung bei Quellensteuern vorzusehen. Die 
Antragsfrist zur Erstattung von Abzugsteuern wird auf 
vier Jahre nach dem Ende des Jahres der Festsetzung 
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der Abzugsteuer festgelegt. Zur Klarstellung ist in Buch¬ 
stabe a Satz 1 bestimmt, dass das Abkommen das Recht 
des Quellenstaats auf Vornahme eines Steuerabzugs 
nach dessen innerstaatlichem Recht nicht berührt. 

Die Absätze 4 bis 7 enthalten die Definition des 
Zinsbegriffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vorschrift 
zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruchnah¬ 
me von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung 
und andere ergänzende Bestimmungen, die dem OECD- 
Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebühren. 

Absatz 1 weist unverändert das Besteuerungsrecht 
dem Ansässigkeitsstaat des Gläubigers der Lizenzge¬ 
bühren zu. 

Nach Absatz 2 hat auch der Quellenstaat ein Besteue¬ 
rungsrecht. Die Quellensteuer darf jedoch 10 Prozent des 
Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. Die 
deutsche Seite konnte diesen Quellensteuersatz akzep¬ 
tieren, da damit der bisherige gesplittete Quellensteuer¬ 
satz, der einen Satz von 15 Prozent des Bruttobetrags 
der Vergütungen u. a. für die Nutzung von Patenten, 
Mustern und Warenzeichen und für übrige Lizenzgebüh¬ 
ren 10 Prozent vorsah, durch einen einheitlichen Quellen¬ 
steuersatz abgelöst wird. Zudem wurde dem Umstand 
Rechnung getragen, dass in keinem der Doppelbesteue¬ 
rungsabkommen der Tunesischen Republik bisher ein 
entsprechender Quellensteuersatz unter 10 Prozent ver¬ 
einbart wurde. 

Weiterhin konnte in Absatz 3 die Definition der Lizenz¬ 
gebühren an das OECD-Musterabkommen 2005 ange¬ 
lehnt werden. Auf ausdrücklichen tunesischen Wunsch 
wurde der Begriff „technische Hilfe“ in den Lizenzbegriff 
aufgenommen. Technische Hilfe ist dabei nicht als „tech¬ 
nische Dienstleistung“ im Sinne des Musterabkommens 
der VN zu verstehen. Bei der „technischen Hilfe“ handelt 
es sich nur um das weitergegebene Wissen („show how“), 
z. B. wie mit in der Bundesrepublik Deutschland erwor¬ 
benen technischen Gütern umzugehen ist. Die Aufnahme 
des Begriffs der „technischen Dienstleistung“ in die Defi¬ 
nition der Lizenzgebühren wurde von der deutschen Seite 
hingegen abgelehnt. 

Wie bereits zu Artikel 7 ausgeführt, konnte erreicht wer¬ 
den, dass zur Abgrenzung von Unternehmensgewinnen 
und Lizenzgebühren auf deutschen Wunsch in Nummer 1 
Buchstabe c des Protokolls zum Abkommen eine klar¬ 
stellende Regelung getroffen wurde. Hiernach stellen Ver¬ 
gütungen für technische Dienstleistungen mit Ausnahme 
von technischen oder wirtschaftlichen Studien oder tech¬ 
nischer Hilfe Unternehmensgewinne dar. Mögliche Ab¬ 
grenzungsfragen sind über Verständigungsverfahren nach 
Artikel 25 des Abkommens zu lösen. 

Die Absätze 4 bis 6 enthalten den Betriebsstätten¬ 
vorbehalt, eine Missbrauchsvermeidungsvorschrift und 
andere an das OECD-Musterabkommen 2005 angelehn¬ 
te, ergänzende Bestimmungen. 

Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen enthält auf 
deutschen Wunsch zur Quellenbesteuerung die künftigen 
verfahrensmäßigen Regelungen zur Umsetzung der im 
Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen bzw. 
-befreiungen. Unter anderem sind innerstaatlich Verfahren 
zur Freistellung oder Erstattung bei Quellensteuern vor¬ 


zusehen. Die Antragsfrist zur Erstattung von Abzugssteu¬ 
ern wird auf vier Jahre nach dem Ende des Jahres der 
Festsetzung der Abzugsteuer festgelegt. Zur Klarstellung 
ist in Buchstabe a Satz 1 bestimmt, dass das Ab¬ 
kommen das Recht des Quellenstaats auf Vornahme 
eines zunächst vollständigen Steuerabzugs nicht berührt. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs¬ 
gewinnen. 

Wie bisher ist das Besteuerungsrecht für Veräußerungs¬ 
gewinne grundsätzlich allein dem Ansässigkeitsstaat Vor¬ 
behalten (Absatz 5). 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 
und 3 entsprechend dem OECD-Musterabkommen 
ebenfalls ein unverändertes Besteuerungsrecht für Ge¬ 
winne aus der Veräußerung von unbeweglichem Ver¬ 
mögen und von beweglichem Vermögen, das zu einer 
Betriebsstätte oder der Ausübung eines freien Berufes 
dienenden festen Einrichtung gehört. 

Nach Absatz 2 darf erstmalig der Vertragsstaat, der 
nicht der Ansässigkeitsstaat ist, Gewinne aus der Ver¬ 
äußerung von Anteilen oder Rechten an Kapitalgesell¬ 
schaften, Personengesellschaften oder Vermögensmas¬ 
sen besteuern, wenn der Wert der Anteile oder Rechte 
- unmittelbar oder mittelbar - überwiegend auf unbeweg¬ 
lichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 beruht, das in 
diesem Vertragsstaat liegt. Diese Regelung soll Gestal¬ 
tungen zur Umgehung des Absatzes 1 vermeiden, bei 
denen unbewegliches Vermögen nur mittelbar in Form 
von Anteilen an einer Gesellschaft veräußert wird, deren 
Vermögen ganz oder überwiegend aus inländischem 
unbeweglichen Vermögen besteht. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr be¬ 
trieben werden, und von beweglichem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat 
nach Absatz 4 erstmalig ausschließlich der Staat das 
Besteuerungsrecht, in dem sich der Ort der Geschäfts¬ 
leitung des Unternehmens befindet. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus einem freien Beruf oder einer sonstigen selbstständi¬ 
gen Tätigkeit. Die separate Regelung, die nicht mehr im 
OECD-Musterabkommen 2005, wohl aber im Musterab¬ 
kommen der VN enthalten ist, wurde auf tunesischen 
Wunsch unverändert in das neue Abkommen übernom¬ 
men. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht unver¬ 
ändert grundsätzlich dem Ansässigkeitsstaat zu. Nur so¬ 
weit Einkünfte in dem anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene feste Einrichtung erzielt werden oder so¬ 
weit Einkünfte durch eine Person erzielt werden, die sich 
länger als 183 Tage im anderen Vertragsstaat aufhält, hat 
der Tätigkeitsstaat ein Besteuerungsrecht. 

Absatz 2 enthält die Definition des Begriffs „freier Be¬ 
ruf“. 
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Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein¬ 
künfte aus unselbstständiger Arbeit und entspricht weit¬ 
gehend der bisherigen Regelung. 

Nach Absatz 1 ist die Besteuerung der Gehälter, Löhne 
und ähnlichen Vergütungen dem Vertragsstaat Vorbehal¬ 
ten, in dem der Arbeitnehmer ansässig ist, es sei denn, 
die Arbeit wird in dem anderen Vertragsstaat ausgeübt. 
Dann kann auch dieser Vertragsstaat die Gehälter, Löhne 
und ähnlichen Vergütungen besteuern. 

Nach Absatz 2 bleibt es dagegen beim ausschließ¬ 
lichen Besteuerungsrecht des Vertragsstaats, in dem der 
Arbeitnehmer ansässig ist, wenn der Arbeitnehmer nur 
vorübergehend im anderen Vertragsstaat eingesetzt wird 
(183-Tage-Regelung) und Gehalt, Lohn oder ähnliche Ver¬ 
gütung nicht von einem Arbeitgeber getragen werden, der 
in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist oder von einer 
Betriebsstätte, die der Arbeitgeber in dem anderen Ver¬ 
tragsstaat unterhält. 

Neu aufgenommen wurde auf deutschen Wunsch eine 
Regelung zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung. Nach Absatz 3 finden die Bestimmungen des 
Absatzes 2 keine Anwendung auf Vergütungen für Arbeit 
im Rahmen gewerbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung. 
Hier steht dem Tätigkeitsstaat stets das Besteuerungs¬ 
recht zu. 

Das Bordpersonal von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr kann nach Absatz 4 wie bisher 
in dem Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des die Schiffe oder Luft¬ 
fahrzeuge betreibenden Unternehmens befindet. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal¬ 
tungsratsvergütungen unverändert in dem Staat besteuert 
werden, in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Künstlern und 
Sportlern. Er wurde im Verhältnis zu den bisher gelten¬ 
den Regelungen an das OECD-Musterabkommen 2005 
sprachlich angepasst. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler im Tätig¬ 
keitsstaat besteuert werden. 

Dies gilt nach Absatz 2 auch, wenn die Einkünfte dem 
Künstler oder Sportler nicht unmittelbar selbst zufließen. 
Damit soll die Umgehung der Besteuerung im Tätigkeits¬ 
staat verhindert werden. 

Das Besteuerungsrecht geht nach Absatz 3 ergänzend 
auf deutschen Wunsch auf den Wohnsitzstaat über, wenn 
der Aufenthalt des Künstlers oder Sportlers im anderen 
Staat ganz oder überwiegend durch den Wohnsitzstaat 
oder eine dort als gemeinnützig anerkannte Einrichtung 
finanziert wird. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen sowie Renten. 

Absatz 1 weist wie bisher das Besteuerungsrecht für 
diese Zahlungen - mit Ausnahme der Pensionen aus 


öffentlichen Kassen - grundsätzlich dem Ansässigkeits¬ 
staat zu. 

Eine nicht unerhebliche Anzahl von Personen, die aus 
der deutschen gesetzlichen Sozialversicherung Bezüge 
erzielen, ist in der Tunesischen Republik ansässig. Bei 
Bezügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung konnte 
die deutsche Seite durch die Regelung in Absatz 2 
entsprechend ihrer Politik bei Doppelbesteuerungsab¬ 
kommen sicherstellen, dass der Vertragsstaat, aus des¬ 
sen gesetzlicher Sozialversicherung die Zahlung geleistet 
wird, das alleinige Besteuerungsrecht erhält. 

Für nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften geleistete 
Entschädigungszahlungen (z. B. Kriegsrenten, Wieder¬ 
gutmachungsleistungen und ähnliche Zahlungen) wurde 
auf deutschen Wunsch die Regel in Absatz 3 einge¬ 
fügt, nach der keinem der beiden Vertragsstaaten das 
Besteuerungsrecht zusteht. Da diese Zahlungen in der 
Bundesrepublik Deutschland steuerbefreit sind, soll mit 
der Regelung erreicht werden, dass die Zahlungen auch 
in der Tunesischen Republik nicht der Besteuerung unter¬ 
liegen. 

Absatz 4 enthält eine Definition des Begriffs „Rente“. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Gehälter, Löhne 
und ähnlichen Vergütungen, die ein Vertragsstaat, eines 
seiner Länder, eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine 
andere juristische Person des öffentlichen Rechts ihren 
Beschäftigten zahlen. Dabei entspricht die Zuordnung der 
Besteuerungsrechte dem OECD-Musterabkommen 2005. 

Nach Absatz 1 kann - wie bisher - grundsätzlich nur 
der Kassenstaat diese Vergütungen besteuern. Wird die 
Tätigkeit jedoch im anderen Vertragsstaat ausgeübt, geht 
das Besteuerungsrecht auf den Tätigkeitsstaat über, 
wenn der Vergütungsempfänger ein Staatsangehöriger 
dieses Staates ist oder im Tätigkeitsstaat nicht aus¬ 
schließlich deshalb ansässig geworden ist, um die Diens¬ 
te zu leisten (Ortskraft). 

Entsprechendes gilt nach Absatz 2 künftig für Ruhe¬ 
gehälter im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält wie bisher eine Regelung, dass für 
Vergütungen aus unselbstständiger Arbeit im Zusammen¬ 
hang mit gewerblicher Tätigkeit eines Vertragsstaats, 
eines seiner Länder, eine ihrer Gebietskörperschaften 
oder einer anderen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts die allgemeinen Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Absatz 4 gilt das Kassenstaatsprinzip unverän¬ 
dert auch für Vergütungen an Personal, das im Rahmen 
eines Programms der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften entsandt wird. 

Das Kassenstaatsprinzip gilt nach Absatz 5 künftig 
auch für Vergütungen an Mitarbeiter des Goethe-Instituts, 
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes und an 
Mitarbeiter anderer vergleichbarer Einrichtungen, wenn 
sich die Vertragsparteien darüber verständigt haben. 
Nimmt der Kassenstaat sein Besteuerungsrecht nicht 
wahr, ist der Artikel über die unselbstständige Arbeit an¬ 
zuwenden. 
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Zu Artikel 20 

Nach Absatz 1 dürfen zur Förderung des Austauschs 
von Lehrkräften und Forschern erstmalig Zahlungen aus 
ausländischen Quellen an diesen Personenkreis im Gast¬ 
staat unter bestimmten Bedingungen nicht besteuert 
werden; dies gilt nur für einen Aufenthalt von höchstens 
zwei Jahren. 

Nach Absatz 2 dürfen zur Förderung des Austauschs 
von Studenten, Praktikanten und Auszubildenden Zahlun¬ 
gen aus ausländischen Quellen an diesen Personenkreis 
im Gaststaat unter bestimmten Bedingungen nicht be¬ 
steuert werden. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel entspricht dem OECD-Musterabkommen. 

Nach Absatz 1 können unverändert alle nicht aus¬ 
drücklich im Abkommen genannten Einkünfte nur im 
Ansässigkeitsstaat besteuert werden. 

Das gilt erstmalig nach Absatz 2 dieses Artikels jedoch 
nicht, wenn die Einkünfte einer im anderen Staat belege- 
nen Betriebsstätte oder festen Einrichtung zuzuordnen 
sind (Betriebsstättenvorbehalt). 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt entsprechend dem OECD-Muster- 
abkommen 2005 die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat wie bisher grundsätzlich nur der 
Ansässigkeitsstaat das Besteuerungsrecht. 

Unbewegliches Vermögen und Vermögen, das zu einer 
Betriebsstätte oder einer festen Einrichtung gehört, kann 
abweichend von diesem Grundsatz wie bisher nach den 
Absätzen 1 und 2 durch den Belegenheitsstaat be¬ 
steuert werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr, 
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen 
dürfen nach Absatz 3 wie bisher nur in dem Staat be¬ 
steuert werden, in dem sich der Ort der Geschäftsleitung 
des die Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibenden Unter¬ 
nehmens befindet. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Einkünften 
beseitigt, die nach den Artikeln 6 bis 22 in dem anderen 
Vertragsstaat besteuert werden können, ohne dass 
gleichzeitig die Besteuerung im Ansässigkeitsstaat aus¬ 
drücklich ausgeschlossen wird. 

Die Tunesische Republik behebt nach Absatz 1 unver¬ 
ändert die Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel¬ 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wie z. B. bei 
Einkünften aus einer Betriebsstätte in der Tunesischen 
Republik und bei Dividendenausschüttungen einer in 
der Tunesischen Republik ansässigen Gesellschaft bei 
einer Mindestbeteiiigung von 10 Prozent (nach bisherigen 
geltendem Abkommen 25 Prozent), nach Absatz 2 
Buchstabe a durch Freistellung. 

Entsprechendes gilt für Vermögen und die (derzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht erhobene) Vermögen¬ 
steuer. 


Bei Einkünften, die nach diesem Abkommen von der 
deutschen Steuer freigestellt sind, hat die Bundesrepublik 
Deutschland nach Absatz 2 Buchstabe d weiterhin 
das Recht, diese in den Progressionsvorbehalt einzube¬ 
ziehen. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 2 Buchstabe a 
von der deutschen Steuer freigestellt werden, wird die 
Doppelbesteuerung nach Absatz 2 Buchstabe b 
unverändert durch Anrechnung der tunesischen Steuer 
auf die deutsche Steuer beseitigt. Dies gilt insbesondere 
für Dividendenbezüge aus im Streubesitz gehaltenen 
Anteilen, Zinsen, Lizenzgebühren, Aufsichtsrats- und Ver¬ 
waltungsratsvergütungen sowie für Einkünfte von Künst¬ 
lern und Sportlern. 

Absatz 2 Buchstabe c sieht künftig statt der in Ab¬ 
satz 2 Buchstabe a geregelten Freistellungsmethode 
die Anrechnungsmethode nach Buchstabe b vor, wenn 
die Einkünfte nicht aus aktiver Tätigkeit stammen. Num¬ 
mer 4 des Protokolls erläutert hierzu, welche Einkünfte 
nicht als aktive Einkünfte angesehen werden und um¬ 
schreibt auf tunesischen Wunsch die innerstaatliche deut¬ 
sche Regelung des § 8 Absatz 1 Nummern 1 bis 6 des 
Gesetzes über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen 
(Außensteuergesetz). 

Darüber hinaus hat sich künftig die Bundesrepublik 
Deutschland in Absatz 2 Buchstabe e die Anwen¬ 
dung der Anrechnungsmethode in speziellen Fällen Vor¬ 
behalten (sogenannte Notifikationsklausel). Sie kommt 
nach Doppelbuchstabe aa im Falle unlösbarer Qualifika¬ 
tionskonflikte zur Anwendung. Auch nach Doppelbuch¬ 
stabe bb kommt ein Wechsel von der Freisteliungs- zur 
Anrechnungsmethode in Betracht, wenn sich herausstellt, 
dass einer der Zwecke des Abkommens, insbesondere 
die Vermeidung einer doppelten Nichtbesteuerung, in be¬ 
stimmten Fällen durch die Anwendung der Freistellungs¬ 
methode nicht erreicht werden kann. Die Notifikations¬ 
klausel steht unter dem Vorbehalt der Einhaltung der 
Voraussetzungen des innerstaatlichen Rechts (§ 2 Ab¬ 
satz 3 Nummer 1 Abgabenordnung) und setzt zudem die 
vorherige Durchführung eines Verfahrens nach Artikel 25 
Absatz 3 des Abkommens (Konsultation) voraus. 

Das bisherige Abkommen enthält unter Artikel 23 Ab¬ 
satz 1 Buchstabe c eine Regelung, nach der bei Dividen¬ 
den, Zinsen und Lizenzgebühren eine tunesische Steuer 
auf die deutsche Steuer auch dann angerechnet wird, 
wenn die Tunesische Republik auf deren Erhebung aus 
Gründen des Investitionsanreizes verzichtet hat. Dieses 
entspricht nicht mehr deutscher Politik bei Doppelbe¬ 
steuerungsabkommen. Aufgrund der Neuregelung von 
Artikel 23 entfällt die Möglichkeit zur Anrechnung fiktiver 
tunesischer Steuern auf die deutsche Steuer. 

Darüber hinaus sieht Absatz 2 Buchstabe f künftig 
vor, dass der Ansässigkeitsstaat Bundesrepublik 
Deutschland für alle Einkünfte, für die die Tunesische 
Republik nach diesem Abkommen ein Besteuerungsrecht 
hat, dieses aber aufgrund einer innerstaatlichen Steuer¬ 
befreiungsregelung nicht ausübt, auf die Anrechnungs¬ 
methode umschwenkt. Durch diese Umschwenkklausel 
wird verhindert, dass bei in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ansässigen Personen, Einkünfte, die in der Tunesi¬ 
schen Republik z. B. aufgrund umfänglicher off-shore- 
Regelungen steuerbefreit sind, durch Anwendung der 
Freistellungsmethode in der Bundesrepublik Deutschland 
nochmals freigestellt werden (doppelte Nichtbesteue- 
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rung). Aufgrund der geltenden Regelungen im Bereich 
des § 8b Körperschaftsteuergesetz, nach der bereits nach 
nationalem deutschen Recht zwischengesellschaftliche 
Dividendenzahlungen steuerbefreit sind, wurde dem 
tunesischen Wunsch, Schachtelbeteiligungen von dieser 
Regelung auszunehmen, entsprochen. Deswegen werden 
Dividenden einer in der Tunesischen Republik ansässigen 
Gesellschaft bei einer Mindestbeteiligung des Empfän¬ 
gers der Dividende an der Gesellschaft von 10 Prozent im 
Ansässigkeitsstaat Bundesrepublik Deutschland nach 
Absatz 2 Buchstabe a von der Besteuerung freigestelit. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen der 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaats im anderen Ver¬ 
tragsstaat sowie von Staatenlosen verhindern. Die bis¬ 
herige im Abkommen enthaltende Regelung wurde an 
das OECD-Musterabkommen 2005 angepasst. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht entsprechend den OECD-Muster¬ 
abkommen 2005 vor, dass sich die zuständigen Behör¬ 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und Aus- 
legungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegenseiti¬ 
gem Einvernehmen beseitigen. 

Die Absätze 1 und 2 regeln das Verfahren zur Besei¬ 
tigung einer Besteuerung im Einzelfall, die dem Abkom¬ 
men widerspricht. Das Verfahren setzt einen entspre¬ 
chenden Antrag der betroffenen Person voraus; es lässt 
innerstaatliche Rechtsbehelfsverfahren unberührt. 

Absatz 3 regelt das sogenannte Konsultationsver¬ 
fahren. Die zuständigen Behörden werden ermächtigt, 
Schwierigkeiten zu beseitigen, die sich allgemein und 
nicht nur im Einzelfall bei der Anwendung oder Auslegung 
des Abkommens ergeben. Angesprochen sind einerseits 
praktische Schwierigkeiten bei der Abkommensanwen¬ 
dung, beispielsweise die Durchführung der Verfahren zur 
Entlastung von Quellensteuern und andererseits Proble¬ 
me, die sich ergeben können, wenn im Abkommen ver¬ 
wendete Ausdrücke nicht eindeutig definiert sind. 

Nach Absatz 4 können die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten bei der Durchführung der Absätze 1 bis 3 
unmittelbar miteinander verkehren. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten entspre¬ 
chend dem OECD-Musterabkommen 2005. Das derzeit 
geltende Abkommen enthält eine aus heutiger Sicht nur 
unzureichende Regelung. 

Der Informationsaustausch bezieht sich auf Informa¬ 
tionen, die zur Durchführung des Abkommens und des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten zur Verwal¬ 
tung und Durchsetzung betreffend Steuern jeder Art und 
Bezeichnung erforderlich sind. Er ist nicht mehr auf die 
Abkommenssteuern beschränkt. 

Absatz 1 ist die Grundregel für den Informations¬ 
austausch zwischen den Vertragsstaaten. Der Maß¬ 
stab „voraussichtlich erheblich“ wird unter Nummer 5 
Buchstabe c des Protokolls zum Abkommen 


definiert. Der Informationsaustausch ist nicht an ein Er¬ 
suchen gebunden. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen zur Geheimhaltung 
übermittelter Informationen sowie zu ihrer möglichen Ver¬ 
wendung. 

Absatz 3 schränkt die Verpflichtung des ersuchten Ver¬ 
tragsstaats, die erbetenen Informationen zu beschaffen 
bzw. zur Verfügung zu stellen, unter den genannten 
Voraussetzungen ein. So wird in Buchstabe c be¬ 
stimmt, dass eine Informationsübermittlung an den ande¬ 
ren Staat nicht erfolgt, wenn die Erteilung der Informa¬ 
tionen der öffentlichen Ordnung (ordre public) des 
ersuchten Staates widerspräche. Da das tunesische 
Recht die Todesstrafe kennt, wurde in Buchstabe c ab¬ 
weichend vom OECD-Musterabkommen 2005 eine ge¬ 
sonderte Sicherungsklausel aufgenommen. Hiernach 
zählt zur öffentlichen Ordnung (ordre public) für die 
Bundesrepublik Deutschland insbesondere die Verhinde¬ 
rung der Verhängung und Vollstreckung der Todesstrafe. 
Die Regelung stellt sicher, dass die Bundesrepublik 
Deutschland steuerliche Informationen nicht übermitteln 
muss, wenn zu befürchten ist, dass die Informationen 
in einem Verfahren verwendet werden können, das zur 
Verhängung und Vollstreckung der Todesstrafe führt. 
Ebenso darf die Tunesische Republik bereits übermittelte 
steuerliche Informationen in einem solchen Verfahren 
nicht verwenden und hat dafür Sorge zu tragen, dass es 
sich nicht durch Veröffentlichung der Informationen in 
einem Gerichtsverfahren zu einer solchen Verwendung 
kommt. 

Nach Absatz 4 Satz 1 hat der ersuchte Vertragsstaat 
die erbetenen Informationen auch dann zu beschaffen, 
wenn er diese Informationen für seine eigenen steuer¬ 
lichen Zwecke nicht benötigt. Diese Verpflichtung ist nach 
Absatz 4 Satz 2 durch Absatz 3 beschränkt, d. h. 
Informationen werden nicht beschafft, wenn dies z. B. 
gegen die Gesetze des ersuchten Staates verstieße oder 
dessen öffentlicher Ordnung (ordre public) widerspräche. 
Die Beschränkungen nach Absatz 3 sind aber nicht so 
auszulegen, als erlaubten sie einem Vertragsstaat, die 
Erteilung der Informationen abzulehnen, nur weil er kein 
eigenes Interesse an ihnen hat. 

Nach Absatz 5 kann ein Vertragsstaat die Erteilung der 
Informationen nicht deshalb ablehnen, weil die Informa¬ 
tion nur von bestimmten Stellen, z. B. einer Bank, vorge¬ 
halten wird. 

Nummer 5 der Protokollregelung enthält darüber hinaus 
auf deutschen Wunsch einige zusätzliche Vorschriften 
zum Schutz von personenbezogenen Daten (Daten¬ 
schutzklausel). 

Zu Artikel 27 

Mit diesem Artikel wird die Amtshilfe bei der Erhebung 
von Steuern zwischen den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten eingeführt. Die Regelung entspricht dem 
OECD-Musterabkommen 2005. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem geltenden 
Abkommen und im Einklang mit dem OECD-Muster¬ 
abkommen 2005, dass die besonderen diplomatischen 
und konsularischen Vorrechte durch das Abkommen 
unberührt bleiben. 
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Zu Artikel 29 

Dieser Artikel erklärt das dem Abkommen beigegebene 
Protokoll zum Bestandteil des Abkommens. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel regelt in Absatz 1 die Ratifikation und in 
Absatz 2 das Inkrafttreten des Abkommens. Hiernach 
tritt das Abkommen am Tag des Austausches der Ratifi¬ 


kationsurkunden in Kraft und wird ab dem 1. Januar des 
darauf folgenden Jahres anzuwenden sein. 

Zeitgleich tritt nach Absatz 3 das alte Abkommen vom 
23. Dezember 1975 außer Kraft. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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